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AUFTRAGSBLATT

APFELSTROM.DYNAMISCH

Vertragsstand: 07/2026

Präambel

Dieser Vertrag regelt die Belieferung mit Strom mit einem dynami‐
schen Tarif. Der Tarif spiegelt die Preisschwankungen auf den Kurzfrist‐
märkten für Strom, den sogenannten Spotmärkten wider. Bezugspunkt
für den Tarif dieses Vertrags ist die Preisbildung am Day-Ahead-Markt
der Energiebörse EPEX SPOT SE. Aktuell wird an jedem Kalendertag um
12 Uhr in einer Auktion ein Preis für jede Viertelstunde des nächsten
Tages ermittelt.
Das vom Kunden zu zahlende Entgelt besteht neben einem vertriebli‐
chen Grundpreis aus einem Arbeitspreis Energie pro Kilowattstunde,
der sich am Day-Ahead-Markt der Energiebörse EPEX SPOT SE
(www.epexspot.com) für die jeweilige Viertelstunde fortlaufend neu
bildet, einem Vertriebskostenaufschlag sowie den in der beigefügten
Anlage Erläuterungen zum Preisblatt aufgeführten Netz- und Messstel‐
lenbetriebsentgelten, Abgaben, Umlagen und der Stromsteuer sowie
der Umsatzsteuer.
Damit der Verbrauch der jeweiligen Viertelstunde zugeordnet werden
kann, ist ein intelligentes Messsystem erforderlich.
Der Kunde kann durch Steuerung seines Strombezugs von Viertelstun‐
den mit günstigen untertägigen Börsenpreisen (etwa aufgrund der Ver‐
fügbarkeit erneuerbarer Energien wie Wind oder Sonne im Stromnetz)
profitieren und – soweit möglich – in Viertelstunden mit hohen Strom‐
preisen (z. B. wenig Wind bzw. Sonne) seinen Bezug reduzieren. Anders
als bei einem statischen Tarif, also einem einheitlichen Preis für alle
Viertelstunden z. B. eines Jahres, werden bei einem dynamischen Tarif
also auch Preisausschläge (in denen der Strom besonders günstig oder
besonders teuer ist) vom Kunden unmittelbar wahrgenommen. Dies
bietet Risiken wie Chancen und ist insbesondere für Kunden attraktiv,
die einen nennenswerten Teil ihres Bezugs in Viertelstunden mit güns‐
tigeren Preisen verlagern können.
Neben Preisunterschieden für einzelne Viertelstunden eines Tages un‐
terliegt der Strommarkt insgesamt Preisschwankungen. So kam es
etwa als Folge des Ukrainekrieges trotz weiterhin bestehender unter‐
schiedlicher Viertelstundenpreise zu einem starken Preisanstieg des
Gesamtmarktes (durchschnittlicher Tagespreis). Solche allgemeinen
Preisentwicklungen werden bei einem dynamischen Tarif nicht durch
einen vereinbarten Festpreis abgefangen und dadurch verzögert wei‐
tergegeben. Auch dies bietet Risiken wie Chancen. Von einem Absin‐
ken des allgemeinen Preisniveaus partizipiert der Kunde ebenfalls un‐
mittelbar und nicht wie bei einem Festpreis nur verzögert.
Die Bindung des tatsächlichen Strombezugs an den aktuellen Börsen‐
preis des Spotmarktes kann zudem dazu führen, dass die Höhe der
vom Kunden zu zahlenden Rechnung aufgrund der volatilen Börsen‐
preise und etwaiger jahreszeitlicher Verbrauchsschwankungen monat‐
lich stark variiert.

1 Kunde

Herr Frau Firma

Kundennummer (sofern vorhanden)

Vorname Name oder Firmenbezeichnung / Geburtsdatum

Straße / Hausnummer / PLZ / Ort

Telefon / mobil*

E-Mail*

Vertretungsberechtigter *

Handelsregisternummer*/Steuernummer *

* freiwillige Angaben

Der Lieferant kann dem Kunden über die angegebene E-Mail-Adresse
rechtserhebliche Erklärungen zur Begründung, Durchführung, Ände‐
rung oder Beendigung dieses Vertragsverhältnisses (z. B. Mitteilungen
über den Vertrags- oder Lieferbeginn etc.) zusenden. Für eine darüber
hinausgehende Verwendung der E-Mail-Adresse gilt Ziffer 12. Ände‐
rungen der vorgenannten Kontaktdaten des Kunden sind dem Lieferan‐
ten unverzüglich in Textform mitzuteilen.

2 Abnahmestelle

Straße / Hausnummer (Nur auszufüllen, wenn die Entnahmestelle von
Ihrer Kundenanschrift abweicht)

PLZ / Ort (Nur auszufüllen, wenn die Entnahmestelle von Ihrer
Kundenanschrift abweicht)

Identifikationsnummer der Marktlokation (sofern bekannt, z. B. aus
Ihrer letzten Energieabrechnung)

Zählernummer

3 Bisheriger Energiebezug

Um Ihren Auftrag schnellstmöglich ausführen zu können, bitten wir Sie
um folgende Angaben oder alternativ um Zusendung einer Kopie Ihrer
letzten Energierechnung. (Achtung: Unterlagen können nicht zurückge‐
schickt werden.)

Einzug

Zählerstand am Tag der Übernahme / Datum der Übernahme

gewünschter monatlicher Abschlag in Euro

Lieferantenwechsel

Name des bisherigen Lieferanten

Kundennummer beim bisherigen Lieferanten

Vorjahresverbrauch in kWh

Tarifwechsel
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4 Preise / Grünstrom

Das vom Kunden für die gelieferte Energie zu zahlende Entgelt ergibt
sich aus dem beigefügten Preisblatt.

Der Lieferant liefert Strom aus erneuerbaren Energien (Grünstrom).
Hierzu entwertet der Lieferant Herkunftsnachweise im deutschen Her‐
kunftsnachweisregister für den gesamten Bedarf an elektrischer Ener‐
gie an der genannten Entnahmestelle.

5 Umfang der Lieferung

Die Regelungen der Netznutzung, des Netzanschlusses und der An‐
schlussnutzung für die Entnahmestelle des Kunden sind Gegenstand
des Vertrags und obliegen dem Lieferanten. Die Abrechnung der Kos‐
ten für den Messstellenbetrieb gegenüber dem Kunden obliegt eben‐
falls dem Lieferanten. Der Lieferant schließt die hierfür erforderlichen
Verträge mit dem Netzbetreiber und dem Messstellenbetreiber.

6 Lieferbeginn / Wertersatz bei Widerruf durch Verbraucher

Gewünschter Lieferbeginn:

 Nächstmöglicher Lieferzeitpunkt

 zum (Datum)

Für den tatsächlichen Lieferbeginn gilt Ziffer 1 der Anlage Allgemeine
Geschäftsbedingungen der Energieversorgung Apolda GmbH für die
Lieferung elektrischer Energie mit einem dynamischen Tarif (AGB).

Gilt nur für Verbraucher i. S. v. § 13 BGB:
Für den Fall, dass die Belieferung vor Ablauf der Widerrufsfrist (14 Tage
ab dem Tage des Vertragsschlusses) aufgenommen werden soll, erkläre
ich im Hinblick auf mein Widerrufsrecht nach Maßgabe von Ziffer 13
zusätzlich (falls gewünscht, bitte ankreuzen):

 Ich verlange ausdrücklich, dass die Energielieferung – soweit
möglich – auch beginnen soll, wenn der Lieferbeginn vor Ablauf der
Widerrufsfrist liegt. Für den Fall, dass ich mein Widerrufsrecht ausübe,
schulde ich dem Lieferanten für die bis zum Widerruf gelieferte Ener‐
gie gemäß § 357a Abs. 2 BGB angemessenen Wertersatz.

7 Laufzeit / Kündigung

Der Vertrag hat eine Erstlaufzeit bis 31.12. des laufenden Kalenderjah‐
res. Er verlängert sich nach Ablauf der Erstlaufzeit auf unbestimmte
Zeit und kann von jeder Vertragspartei mit einer Frist von einem Mo‐
nat gekündigt werden. Die Kündigung bedarf der Textform. Besondere
gesetzliche oder vertragliche Kündigungsrechte (inklusive AGB) bleiben
unberührt.

8 Online-Portal

Der Lieferant stellt dem Kunden auf der Internetseite
(https://kundenportal.evapolda.de/bkp/) ein Online-Portal zur
Verfügung.

Sofern der Kunde nicht bereits im Online-Portal registriert ist, ist er
verpflichtet, sich spätestens innerhalb von 14 Tagen nach Erteilung des
Auftrags im Online-Portal zu registrieren, die Nutzungsbedingungen
des Online-Portals zu akzeptieren und das der Nutzung des Online-Por‐
tals zugrunde liegende Vertragsverhältnis (Nutzungsverhältnis) für die
Laufzeit dieses Vertrags aufrecht zu erhalten. Erfolgt die Registrierung
des Kunden nicht spätestens innerhalb von 14 Tagen nach Erteilung
des Auftrags, erfolgt keine Vertragsbestätigung des Lieferanten nach
Ziffer 14. Der Lieferant übermittelt dem Kunden im Online-Portal
rechtserhebliche Erklärungen zur Begründung, Durchführung, Ände‐
rung oder Beendigung dieses Vertragsverhältnisses (z. B. Mitteilungen
über den Vertrags- oder Lieferbeginn, die Bereitstellung der Ver‐
brauchsabrechnung bzw. der Abrechnungsinformation, Verbrauchsda‐
ten im Fall von intelligenten Messsystemen nach § 2 Nr. 7 MsbG etc.
etc.). Zusätzlich zur Übermittlung im Online-Portal kann der Lieferant
die rechtserheblichen Erklärungen an die in Ziffer 1 angegebene posta‐
lische Adresse oder E-Mail-Adresse senden. Im Fall einer außerordent‐

lichen Kündigung des Nutzungsverhältnisses endet dieser Lieferver‐
trag, ohne dass es einer Kündigung dieses Liefervertrags bedarf, zum
gleichen Zeitpunkt. In diesem Fall übermittelt der Lieferant dem Kun‐
den rechtserhebliche Erklärungen ab dem Zeitpunkt der sonstigen au‐
ßerordentlichen Beendigung ausschließlich an die in Ziffer 1 angege‐
bene postalische oder E-Mail-Adresse.

Der Lieferant wird den Kunden jeweils über die unter Ziffer 1 angege‐
bene E-Mail-Adresse über die Hinterlegung von Dokumenten im On‐
line-Portal informieren.

Der Kunde kann über das Online-Portal zudem den Arbeitspreis Ener‐
gie für jede Viertelstunde des nächsten Tages einsehen.

Der Kunde kann über das Online-Portal zudem den Arbeitspreis Ener‐
gie nach Ziffer Anlage Erläuterungen zum Preisblatt des beigefügten
Preisblatts für jede Stunde der 24 Stunden des nächsten Tages einse‐
hen. An Freitagen oder an Werktagen vor einem Feiertag kann der
Kunde über das Online-Portal den Arbeitspreis Energie für jede Stunde
der folgenden Tage bis Montag oder den ersten Werktag (ohne Sonn‐
abend) nach dem Feiertag einsehen.

9 Geltung der Allgemeinen Geschäùsbedingungen

Ergänzend finden die beigefügten "Anlage Allgemeine Geschäftsbedin‐
gungen der Energieversorgung Apolda GmbH für die Lieferung elektri‐
scher Energie mit einem dynamischen Tarif (AGB)“ (AGB) Anwendung.

10 Vollmacht

Der Kunde bevollmächtigt den Lieferanten zur Vornahme aller Hand‐
lungen sowie Abgabe und Entgegennahme aller Erklärungen, die im
Zusammenhang mit dem Wechsel des Lieferanten erforderlich werden,
etwa einer Kündigung des bisherigen Liefervertrags. Zudem bevoll‐
mächtigt der Kunde den Lieferanten auch zur Kündigung etwaiger be‐
stehender und zum Abschluss neuer Verträge über die Durchführung
des Messstellenbetriebs. Der Kunde bevollmächtigt den Lieferanten
ferner zur Abfrage seiner Messwerte (auch Vorjahresverbrauchsdaten)
beim jeweils zuständigen Messstellenbetreiber.

11 SEPA-Basislastschriùmandat

Der nachstehend genannte Kontoinhaber ermächtigt Energieversor‐
gung Apolda GmbH (Gläubiger-Identifikationsnummer:
DE74ZZZ00000004069), Zahlungen aus diesem Vertragsverhältnis von
dem unten angegebenen Konto mittels Lastschrift einzuziehen. Zu‐
gleich weist der nachstehend genannte Kontoinhaber sein Kreditinsti‐
tut an, die von Energieversorgung Apolda GmbH auf das angegebene
Konto gezogenen Lastschriften einzulösen.

Hinweis:
Der Kontoinhaber kann innerhalb von acht Wochen, beginnend mit
dem Belastungsdatum, die Erstattung des belasteten Betrags verlan‐
gen. Es gelten dabei die mit seinem Kreditinstitut vereinbarten
Bedingungen.

Die Mandatsreferenznummer für dieses SEPA-Mandat wird dem Kon‐
toinhaber gesondert mitgeteilt.

Name, Vorname des Kontoinhabers

Straße / Hausnummer/ PLZ / Ort

Kreditinstitut (Name)

IBAN

Ort, Datum und Unterschrift des Kontoinhabers (gegebenenfalls
Vertretungsberechtigte/r)
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12 Werbung

Unternehmer können Kunden unter den Voraussetzungen des §  7
Abs.  3 UWG Werbung für eigene ähnliche Waren oder Dienstleistun‐
gen per E-Mail zusenden. Der Kunde kann der Verwendung seiner in
Ziffer 1 angegebenen E-Mail-Adresse zu Werbezwecken jederzeit wi‐
dersprechen, ohne dass ihm hierfür andere als die Übermittlungskos‐
ten nach den Basistarifen (reguläre Porto- oder Telekommunikations‐
kosten) entstehen. Der Widerspruch ist zu richten an: Energieversor‐
gung Apolda GmbH, Heidenberg 52, 99510 Apolda /
kundenservice@evapolda.de.

Weitere Informationen zur Verarbeitung personenbezogener Daten
durch den Lieferanten sowie zu diesbezüglichen Widerspruchsrechten
des Kunden können den Informationen zur Verarbeitung personenbe‐
zogener Daten entnommen werden.

13 Widerrufsbelehrung für Verbraucher

Verbraucher haben das folgende Widerrufsrecht:

Widerrufsbelehrung

Widerrufsrecht:

Sie haben das Recht, binnen vierzehn Tagen ohne Angabe von Grün‐
den diesen Vertrag zu widerrufen.
Die Widerrufsfrist beträgt vierzehn Tage ab dem Tag des
Vertragsabschlusses.
Um Ihr Widerrufsrecht auszuüben, müssen Sie uns (Energieversor‐
gung Apolda GmbH, Heidenberg 52, 99510 Apolda // Telefon:
0364450282828 // E.Mail: kundenservice@evapolda.de) mittels ei‐
ner eindeutigen Erklärung (z. B. ein mit der Post versandter Brief
oder eine E-Mail) über Ihren Entschluss, diesen Vertrag zu widerru‐
fen, informieren. Sie können dafür das beigefügte Muster-Widerrufs‐
formular verwenden, das jedoch nicht vorgeschrieben ist. Zur Wah‐
rung der Widerrufsfrist reicht es aus, dass Sie die Mitteilung über die
Ausübung des Widerrufsrechts vor Ablauf der Widerrufsfrist
absenden.
Folgen des Widerrufs:

Wenn Sie diesen Vertrag widerrufen, haben wir Ihnen alle Zahlun‐
gen, die wir von Ihnen erhalten haben, einschließlich der Lieferkos‐
ten (mit Ausnahme der zusätzlichen Kosten, die sich daraus ergeben,
dass Sie eine andere Art der Lieferung als die von uns angebotene,
günstigste Standardlieferung gewählt haben), unverzüglich und spä‐
testens binnen vierzehn Tagen ab dem Tag zurückzuzahlen, an dem
die Mitteilung über Ihren Widerruf dieses Vertrags bei uns eingegan‐
gen ist. Für diese Rückzahlung verwenden wir dasselbe Zahlungsmit‐
tel, das Sie bei der ursprünglichen Transaktion eingesetzt haben, es
sei denn, mit Ihnen wurde ausdrücklich etwas anderes vereinbart; in
keinem Fall werden Ihnen wegen dieser Rückzahlung Entgelte be‐
rechnet. Haben Sie verlangt, dass die Dienstleistungen oder Liefe‐
rung von elektrischer Energie während der Widerrufsfrist beginnen
soll, so haben Sie uns einen angemessenen Betrag zu zahlen, der
dem Anteil der bis zu dem Zeitpunkt, zu dem Sie uns von der Aus‐
übung des Widerrufsrechts hinsichtlich dieses Vertrags unterrichten,
bereits erbrachten Dienstleistungen im Vergleich zum Gesamtum‐
fang der im Vertrag vorgesehenen Dienstleistungen entspricht.

14 Auftragserteilung

Ich/Wir erteile/n dem Lieferanten den Auftrag, meinen/unseren ge‐
samten Bedarf an elektrischer Energie an die genannte Entnahmestelle
zu liefern. Die Belieferung erfolgt außerhalb der Grundversorgung. Der
Vertrag kommt mit der Bestätigung des Lieferanten zustande, die spä‐
testens 14 Tage nach Absendung des Auftrags zu erfolgen hat.

Ort / Datum

Unterschrift Kunde

Anlagenverzeichnis

- Allgemeine Geschäftsbedingungen der Energieversorgung Apolda
GmbH für die Lieferung elektrischer Energie mit einem dynamischen
Tarif (AGB)
- Preisblatt
- Erläuterungen zum Preisblatt
- Vollmacht zur Beauftragung zum Einbau eines intelligenten Messsys‐
tems (iMSys) auf Kundenwunsch beim grundzuständigen
Messstellenbetreiber
- Ergänzende Bestimmungen der Energieversorgung Apolda GmbH zur
Stromgrundversorgungsverordnung (StromGVV) und Gasgrundversor‐
gungsverordnung (GasGVV)
- Kundeninformation der eva zur Verarbeitung personenbezogener
Daten
- Muster-Widerrufsformular
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Allgemeine Geschäùsbedingungen der Energieversorgung Apolda GmbH für die
Lieferung elektrischer Energie mit einem dynamischen Tarif

1 Vertragsschluss / Lieferbeginn

Der Vertrag kommt durch Bestätigung des Lieferanten in Textform unter Angabe
des voraussichtlichen Lieferbeginns zustande. Der tatsächliche Lieferbeginn hängt
davon ab, dass alle für die Belieferung notwendigen Maßnahmen (Kündigung des
bisherigen Liefervertrags etc.) erfolgt sind. Ist der Kunde Verbraucher i. S. v. § 13
BGB, erfolgt eine Belieferung nicht vor Ablauf der Widerrufsfrist des Kunden gemäß
§§ 355 Abs. 2, 356 Abs. 2 Nr. 2 BGB, es sei denn, der Kunde fordert den Lieferanten
hierzu ausdrücklich auf.

2 Umfang und Durchführung der Lieferung/ Leistungsumfang / Weiterleitungs‐
verbot / Befreiung von der Leistungspflicht

2.1 Der Lieferant liefert dem Kunden dessen gesamten Bedarf an Energie an seine
vertraglich benannte Entnahmestelle. Entnahmestelle ist die Eigentumsgrenze des
Netzanschlusses, über den der Kunde beliefert und mittels Marktlokations-Identifi‐
kationsnummer energiewirtschaftlich identifiziert wird. Von der Gesamtabnahme‐
verpflichtung nach Satz 1 ausgenommen ist die in Eigenerzeugungsanlagen produ‐
zierte elektrische Energie, die ausschließlich vom Kunden selbst verbraucht wird
(Eigenversorgung). Entsprechendes gilt für Mengen, die im Rahmen der gemein‐
schaftlichen Gebäudeversorgung nach § 42b EnWG bezogen werden. Eine Auf‐
nahme, Erweiterung oder Einschränkung der Eigenversorgung ist dem Lieferanten 2
Monate vorab anzuzeigen.

2.2 Auf Verlangen des Kunden können unter den Voraussetzungen des § 10c EEG
die Strombezüge aus dem Netz, die in einer Solaranlage oder in deren Neben- und
Hilfsanlagen zur Erzeugung von Strom verbraucht werden, der Entnahmestelle in
Ziffer 1 der Anlage Auftragsblatt APFELstrom.dynamisch zugeordnet werden. Damit
der Lieferant die Zuordnung der Entnahmestelle veranlassen kann, muss der Kunde
dem Lieferanten mit dem Verlangen die hierfür erforderlichen Angaben, insbeson‐
dere die Marktlokations-Identifikationsnummer der weiteren Entnahmestelle, die
der Entnahmestelle in Ziffer 1 der Anlage Auftragsblatt APFELstrom.dynamisch zu‐
geordnet werden soll, mitteilen.

2.3 Der Messstellenbetrieb wird durch den Messstellenbetreiber erbracht und ist
gemäß § 9 Abs. 2 MsbG Bestandteil dieses Vertrags, soweit der Kunde keinen Ver‐
trag mit einem wettbewerblichen Messstellenbetreiber schließt. Der Lieferant stellt
dem Kunden das Entgelt für den Messstellenbetrieb und Messung in Rechnung, so‐
weit diese Kosten dem Lieferanten vom Messstellenbetreiber in Rechnung gestellt
werden.

2.4 Auf Verlangen des Kunden können unter den Voraussetzungen des § 10c EEG
die Strombezüge aus dem Netz, die in einer Solaranlage oder in deren Neben- und
Hilfsanlagen zur Erzeugung von Strom verbraucht werden, der Entnahmestelle in
Ziffer 2 der Anlage Auftragsblatt APFELstrom.dynamisch zugeordnet werden. Damit
der Lieferant die Zuordnung der Entnahmestelle veranlassen kann, muss der Kunde
dem Lieferanten mit dem Verlangen die hierfür erforderlichen Angaben, insbeson‐
dere die Marktlokations-Identifikationsnummer der weiteren Entnahmestelle, die
der Entnahmestelle in Ziffer 2 der Anlage Auftragsblatt APFELstrom.dynamisch zu‐
geordnet werden soll, mitteilen.

2.5 Der Kunde wird die Energie lediglich zur eigenen Versorgung nutzen. Eine Wei‐
terleitung an Dritte ist unzulässig.

2.6 Bei einer Unterbrechung oder bei Unregelmäßigkeiten in der Energieversorgung
ist der Lieferant, soweit es sich um Folgen einer Störung des Netzbetriebs ein‐
schließlich des Netzanschlusses handelt, von seiner Leistungspflicht befreit. Zu den
möglichen Ansprüchen des Kunden gegen den Netzbetreiber wird auf Ziffer 10
verwiesen.

2.7 Wird den Vertragsparteien die Erfüllung der Leistungspflichten durch unvorher‐
sehbare Umstände, auf die sie keinen Einfluss haben und deren Abwendung mit ei‐
nem angemessenen technischen oder wirtschaftlichen Aufwand nicht erreicht wer‐
den kann (insbesondere höhere Gewalt wie z. B. Naturkatastrophen, Krieg, Pande‐
mien, rechtmäßige Arbeitskampfmaßnahmen, hoheitliche Anordnungen), unmög‐
lich gemacht, so sind die Vertragsparteien von ihren vertraglichen Leistungspflich‐
ten befreit, solange diese Umstände noch andauern.

2.8 Der Lieferant ist weiter von seiner Leistungspflicht befreit, soweit und solange
der Netzbetreiber den Netzanschluss und/oder die Anschlussnutzung bzw. der
Messstellenbetreiber den Messstellenbetrieb auf eigene Initiative unterbrochen
hat. Schadensersatzansprüche des Kunden gegen den Lieferanten bleiben für den
Fall unberührt, dass den Lieferanten an der Unterbrechung ein Verschulden trifÚ.

3 Messung / Ablesung durch Kunden / Nachprüfung der Messeinrichtung

3.1 Die Menge der gelieferten Energie wird durch ein intelligentes Messsystem
i.  S.  d. MsbG (oder rechtmäßige Ersatzwertbildung) ermittelt. Ein intelligentes

Messsystem besteht nach § 2 Nr. 7 MsbG aus einer modernen Messeinrichtung, die
über ein Smart-Meter-Gateway in ein Kommunikationsnetz eingebunden ist. Die
Ablesung der Messwerte erfolgt durch den Messstellenbetreiber oder den Lieferan‐
ten. In begründeten Einzelfällen, z. B. für die Dauer eines technisch bedingten Aus‐
falls der Fernkommunikation, wird die Ablesung der Messeinrichtung auf Verlangen
des Lieferanten kostenlos vom Kunden selbst durchgeführt, sofern dies für die Ab‐
rechnung nach diesem Vertrag erforderlich ist. Der Lieferant wird den Kunden
rechtzeitig zu einer Selbstablesung auffordern. Der Kunde kann einer Selbstable‐
sung widersprechen, wenn ihm diese nicht zumutbar ist.

3.2 Soweit der Kunde für einen bestimmten Abrechnungszeitraum trotz entspre‐
chender Verpflichtung keine Ablesedaten übermittelt hat oder der Lieferant aus an‐
deren Gründen, die er nicht zu vertreten hat, den tatsächlichen Verbrauch nicht er‐
mitteln kann (etwa, weil keine Messwerte bzw. rechtmäßig ermittelten Ersatzwerte
verfügbar sind), kann der Lieferant den Verbrauch auf der Grundlage der letzten
Ablesung oder bei einem Neukunden nach dem Verbrauch vergleichbarer Kunden
jeweils unter angemessener Berücksichtigung der tatsächlichen Verhältnisse
schätzen.

3.3 Der Kunde hat nach vorheriger Benachrichtigung dem mit einem Ausweis ver‐
sehenen Beauftragten des Lieferanten oder des Messstellenbetreibers den Zutritt
zu seinem Grundstück und zu seinen Räumen zu gestatten, soweit dies zur Ermitt‐
lung der preislichen Bemessungsgrundlagen, im Rahmen des Betriebs, zur Wartung
des intelligenten Messsystems oder zur Ablesung der Messeinrichtungen erforder‐
lich ist. Die Benachrichtigung kann durch Mitteilung an den Kunden oder durch
Aushang am oder im jeweiligen Haus erfolgen. Sie muss mindestens eine Woche
vor dem Betretungstermin erfolgen; mindestens ein Ersatztermin ist anzubieten.
Der Kunde hat dafür Sorge zu tragen, dass die Messeinrichtung bzw. das intelli‐
gente Messsystem zugänglich ist. Wenn der Kunde den Zutritt unberechtigt verwei‐
gert oder behindert, stellt der Lieferant dem Kunden die dadurch entstandenen
Kosten pauschal gemäß Ziffer 19 in Rechnung. Auf Verlangen des Kunden ist die Be‐
rechnungsgrundlage nachzuweisen; die pauschale Berechnung muss einfach nach‐
vollziehbar sein und darf die nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge zu erwarten‐
den Kosten nicht übersteigen. Dem Kunden ist zudem der Nachweis gestattet, sol‐
che Kosten seien nicht entstanden oder wesentlich geringer als die Höhe der
Pauschale.

3.4 Der Kunde kann jederzeit vom Lieferanten verlangen, eine Nachprüfung der
Messeinrichtung bzw. des intelligenten Messsystems an seiner Entnahmestelle
durch eine Eichbehörde oder eine staatlich anerkannte Prüfstelle i. S. v. § 40 Abs. 3
MessEG zu veranlassen. Die Kosten der Nachprüfung fallen dem Kunden nur dann
zur Last, sofern die eichrechtlichen Verkehrsfehlergrenzen nicht überschritten
werden.

3.5 Ergibt eine Nachprüfung der Messeinrichtung bzw. des intelligenten Messsys‐
tems eine Überschreitung der eichrechtlichen Verkehrsfehlergrenzen oder werden
Fehler in der Ermittlung des Rechnungsbetrags festgestellt (wie z. B. auch bei einer
Rechnung auf der Grundlage falscher Messwerte), so wird der zu viel oder zu wenig
berechnete Betrag unverzüglich erstattet bzw. nachentrichtet. Ist das Ausmaß des
Fehlers nicht einwandfrei festzustellen oder zeigt eine Messeinrichtung nicht an
(und liegen auch keine rechtmäßig ermittelten Ersatzwerte vor), so ermittelt der
Lieferant den Verbrauch für die Zeit seit der letzten fehlerfreien Ablesung durch
Schätzung . Ansprüche sind auf den der Feststellung des Fehlers vorhergehenden
Ablesezeitraum beschränkt, es sei denn, die Auswirkung des Fehlers kann über ei‐
nen größeren Zeitraum festgestellt werden; in diesem Fall ist der Anspruch auf
längstens drei Jahre beschränkt.

4 Abrechnung / Verbrauchshistorie / Anteilige Preisberechnung /
Abrechnungsinforma�onen

4.1 Der Lieferant rechnet monatlich bis zum 25. des auf einen Liefermonat folgen‐
den Kalendermonats die Entgelte nach diesem Vertrag für die im Liefermonat gelie‐
ferte Energie ab. Die Abrechnung wird in elektronischer Form erstellt.

4.2 Erhält der Kunde elektronische Abrechnungen, erfolgt die Übermittlung der Ab‐
rechnungen auf Wunsch auch einmal jährlich in Papierform.

4.3 Auf Wunsch des Kunden stellt der Lieferant dem Kunden und/oder einem von
diesem benannten Dritten, soweit verfügbar, ergänzende Informationen zu dessen
Verbrauchshistorie gegen Entgelt zur Verfügung (siehe Ziffer 19).

5 Zahlungsbes�mmungen / Verzug / Zahlungsverweigerung / Aufrechnung

5.1 Sämtliche Rechnungsbeträge sind zwei Wochen nach Zugang der Rechnung,
Vorauszahlungen zu dem vom Lieferanten nach billigem Ermessen (§ 315 BGB) mit
Verlangen der Vorauszahlung festgelegten Zeitpunkt fällig und im Wege des Last‐
schriftverfahrens, mittels Dauerauftrag oder Überweisung (auch durch Barüberwei‐
sung) zu zahlen. Gilt nicht für Verbraucher i. S. v. § 13 BGB: Der Kunde informiert
den Lieferanten vorab in Textform, sofern Dritte für ihn leisten. Der Lieferant ist be‐
rechtigt, Zahlungen Dritter abzulehnen.



5.2 Befindet sich der Kunde in Zahlungsverzug, kann der Lieferant angemessene
Maßnahmen zur Durchsetzung seiner Forderung ergreifen. Fordert der Lieferant er‐
neut zur Zahlung auf, oder lässt der Lieferant den Betrag durch Beauftragung eines
Inkassodienstleisters (auch des Netzbetreibers) einziehen, stellt er dem Kunden die
dadurch entstandenen Kosten pauschal gemäß Ziffer 19 Ergänzende Bestimmungen
der Energieversorgung Apolda GmbH in Rechnung. Auf Verlangen des Kunden ist
die Berechnungsgrundlage der Pauschale nachzuweisen; die pauschale Berechnung
muss einfach nachvollziehbar sein und darf die nach dem gewöhnlichen Lauf der
Dinge zu erwartenden Kosten nicht übersteigen. Dem Kunden ist zudem der Nach‐
weis gestattet, solche Kosten seien nicht entstanden oder wesentlich geringer als
die Höhe der Pauschale. § 288 Abs. 5 BGB bleibt unberührt.

5.3 Einwände gegen Rechnungen berechtigen zum Zahlungsaufschub oder zur Zah‐
lungsverweigerung nur, sofern der in einer Rechnung angegebene Verbrauch ohne
ersichtlichen Grund mehr als doppelt so hoch wie der vergleichbare Verbrauch im
vorherigen Abrechnungszeitraum ist und der Kunde eine Nachprüfung der Mess‐
einrichtung verlangt und solange durch die Nachprüfung nicht die ordnungsge‐
mäße Funktion der Messeinrichtung festgestellt ist oder sofern aus Sicht eines ver‐
ständigen Kunden die ernsthafte Möglichkeit eines offensichtlichen Fehlers besteht,
z.  B. bei falschen Kundennamen, verwechselten Entnahmestellen, ohne Weiteres
erkennbaren Rechenfehlern oder bei weit außerhalb der Plausibilität liegenden
Verbrauchsmengen, auch wenn eine Nachprüfung der Messeinrichtung deren ord‐
nungsgemäße Funktion bestätigt hat.

Rechte des Kunden nach § 315 BGB bleiben von dieser Klausel unberührt.

5.4 Gegen Ansprüche des Lieferanten kann nur mit unbestrittenen oder rechtskräf‐
tig festgestellten Gegenansprüchen aufgerechnet werden. Dies gilt nicht für An‐
sprüche des Kunden aufgrund vollständiger oder teilweiser Nichterfüllung oder
mangelhafter Erfüllung der Hauptleistungspflichten. Gilt nur für Verbraucher i. S. d.
§ 13 BGB: Weiterhin gilt dies nicht für Forderungen des Kunden, die im Rahmen des
Rückabwicklungsverhältnisses nach Widerruf des Vertrags entstehen.

6 Vorauszahlung / Sicherheitsleistung

6.1 Der Lieferant kann vom Kunden eine monatliche Vorauszahlung in angemesse‐
ner Höhe verlangen, wenn der Kunde mit einer Zahlung aus dem Vertrag in nicht
unwesentlicher Höhe in Verzug ist, wenn der Kunde innerhalb eines Zeitraums von
zwölf Monaten wiederholt in Zahlungsverzug gerät oder in sonstigen begründeten
Fällen.

6.2 Bei Verlangen einer Vorauszahlung sind dem Kunden Beginn, Höhe und die
Gründe für die Vorauszahlung sowie die Voraussetzungen für ihren Wegfall mitzu‐
teilen. Die Zeitpunkte der Vorauszahlungen legt der Lieferant nach billigem Ermes‐
sen (§ 315 BGB) fest. Die Vorauszahlung ist frühestens zum Lieferbeginn fällig. Die
Höhe der Vorauszahlung richtet sich nach dem Verbrauch des vorhergehenden Ab‐
rechnungszeitraums und dem Durchschnittspreis des Vormonats oder dem durch‐
schnittlichen Verbrauch vergleichbarer Kunden und dem voraussichtlich zu zahlen‐
den Entgelt. Macht der Kunde glaubhaft, dass sein Verbrauch erheblich geringer ist,
ist dies angemessen zu berücksichtigen.

6.3 Die Vorauszahlung wird mit der jeweils nächsten vom Kunden nach dem Vertrag
zu leistenden Zahlung verrechnet. Ergibt sich dabei eine Abweichung der Voraus‐
zahlung von der zu leistenden Zahlung, so wird der zu viel oder zu wenig berech‐
nete Betrag unverzüglich erstattet bzw. nachentrichtet.

6.4 Statt eine Vorauszahlung zu verlangen, kann der Lieferant beim Kunden ein Vor‐
auszahlungssystem (z. B. Bargeld- oder Chipkartenzähler) einrichten und betreiben
bzw. den Messstellenbetreiber damit beauftragen.

6.5 Die folgenden Ziffern 6.6 bis 6.10 gelten nicht für Verbraucher i. S. v. § 13 BGB:

6.6 Anstelle einer Vorauszahlung kann der Lieferant eine Sicherheitsleistung in
Höhe der für einen Zeitraum von zwei Liefermonaten voraussichtlich durchschnitt‐
lich zu leistenden Zahlungen verlangen. Sofern die Vertragsparteien nichts anderes
vereinbaren, ist eine Sicherheitsleistung nur zulässig in Form einer unbedingten,
unwiderruflichen, selbstschuldnerischen Bürgschaft einer europäischen Bank. Die
sich verbürgende Bank muss ein Rating im „A“-Bereich von Standard & Poors oder
ein gleichwertiges Rating einer anderen international anerkannten Rating-Agentur
aufweisen.

6.7 Der Lieferant kann sich aus der Sicherheit befriedigen, sobald der Kunde mit
seinen Zahlungsverpflichtungen in Verzug ist. Der Lieferant wird die Sicherheit nur
in dem Umfang verwerten, in dem dies zur Erfüllung der rückständigen Zahlungs‐
verpflichtungen erforderlich ist.

6.8 Die Verwertung der Sicherheit nach Ziffer 6.7 wird der Lieferant dem Kunden
unter Fristsetzung schriftlich androhen, es sei denn nach den Umständen des Ein‐
zelfalls besteht Grund zu der Annahme, dass eine Befriedigung aus der Sicherheit
zu spät erfolgen würde. Ist der Abschluss des Vertrags für den Kunden ein Handels‐
geschäft, beträgt die Frist wenigstens eine Woche. In allen übrigen Fällen beträgt
sie einen Monat.

6.9 Die Sicherheit ist unverzüglich zurückzugeben, soweit ihre Voraussetzungen
weggefallen sind.

6.10 Die Regelungen zur Einstellung und Unterbrechung der Belieferung sowie zur
Kündigung in Ziffer 9 bleiben unberührt.

7 Erbringung von Dienstleistungen nach § 41d EnWG

Der Kunde ist verpflichtet, dem Lieferanten den Abschluss einer vertraglichen Ver‐
einbarung mit einem Dritten über die Erbringung von Dienstleistungen hinsichtlich
von Mehr- oder Mindererzeugung sowie von Mehr- oder Minderverbrauch elektri‐
scher Arbeit und über einen anderen Bilanzkreis unverzüglich mitzuteilen. Der Lie‐
ferant wird die Erbringung der Dienstleistung auf Grundlage einer gesonderten Ver‐
einbarung – soweit und solange diese nicht durch eine Festlegung der BNetzA ent‐
behrlich wird – gegen angemessenes Entgelt ermöglichen. Wird eine solche Dienst‐
leistung erstmalig im Rahmen dieses Lieferverhältnisses erbracht und handelt es
sich bei dem Kunden nicht zugleich um einen Haushaltskunden nach § 3 Nr. 22
EnWG, steht dem Lieferanten ein außerordentliches Kündigungsrecht dieses Liefer‐
verhältnisses mit einer Frist von drei Kalendermonaten zum Monatsende zu.

8 Änderungen des Vertrags

Die Regelungen des Vertrags beruhen auf den gesetzlichen und sonstigen Rahmen‐
bedingungen zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses (z.  B. EnWG, StromGVV,
StromNZV, MsbG, MessEG, MessEV, höchstrichterliche Rechtsprechung, Festlegun‐
gen und Beschlüsse der BNetzA). Das vertragliche Äquivalenzverhältnis kann nach
Vertragsschluss durch unvorhersehbare Änderungen der gesetzlichen oder sonsti‐
gen Rahmenbedingungen (z. B. durch Gesetzesänderungen, sofern deren konkreter
Inhalt nicht bereits – etwa in der Phase zwischen dem Abschluss des förmlichen
Gesetzgebungsverfahrens und dem Inkrafttreten – absehbar war), die der Lieferant
nicht veranlasst und auf die er auch keinen Einfluss hat, in nicht unbedeutendem
Maße gestört werden. Ebenso kann nach Vertragsschluss eine im Vertrag entstan‐
dene Lücke nicht unerhebliche Schwierigkeiten bei der Durchführung des Vertrags
entstehen lassen (etwa, wenn die Rechtsprechung eine Klausel für unwirksam er‐
klärt), die nur durch eine Anpassung oder Ergänzung zu beseitigen sind. In solchen
Fällen ist der Lieferant verpflichtet, den Vertrag – mit Ausnahme des Entgelts – un‐
verzüglich insoweit anzupassen und/oder zu ergänzen, als es die Wiederherstellung
des Äquivalenzverhältnisses von Leistung und Gegenleistung und/oder der Aus‐
gleich entstandener Vertragslücken zur zumutbaren Fort- und Durchführung des
Vertragsverhältnisses erforderlich macht (z.  B. mangels gesetzlicher Überleitungs‐
bestimmungen). Anpassungen des Vertrags nach dieser Ziffer sind nur zum Monats‐
ersten möglich. Die Anpassung wird nur wirksam, wenn der Lieferant dem Kunden,
der Verbraucher i. S. v. § 13 BGB ist, die Anpassung spätestens einen Monat vor
dem geplanten Wirksamwerden in Textform mitteilt und dem Kunden, der kein Ver‐
braucher i. S. v. § 13 BGB ist, die Änderungen spätestens zwei Wochen vor dem ge‐
planten Wirksamwerden in Textform mitteilt. In diesem Fall hat der Kunde das
Recht, den Vertrag ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist zum Zeitpunkt des Wirk‐
samwerdens der Vertragsanpassung zu kündigen. Hierauf wird der Kunde vom Lie‐
feranten in der Mitteilung gesondert hingewiesen.

9 Einstellung der Lieferung / Fristlose Kündigung

9.1 Der Lieferant ist berechtigt, die Lieferung sofort einzustellen und die Anschluss‐
nutzung durch den zuständigen Netzbetreiber unterbrechen zu lassen, wenn der
Kunde in nicht unerheblichem Maße schuldhaft Energie unter Umgehung, Beein‐
flussung oder vor Anbringung der Messeinrichtungen verwendet („Energiedieb‐
stahl“) und die Unterbrechung zur Verhinderung einer weiteren unberechtigten En‐
ergieentnahme erforderlich ist.

9.2 Bei Zahlungsverzug des Kunden in Höhe des Doppelten der rechnerisch auf den
laufenden Kalendermonat entfallenden Vorauszahlung, mindestens aber mit
€ 100,00 inklusive Mahn- und Inkassokosten, ist der Lieferant ebenfalls berechtigt,
die Lieferung einzustellen und die Anschlussnutzung durch den zuständigen Netz‐
betreiber unterbrechen zu lassen. Hat der Kunde eine Sicherheit geleistet, gilt dies
nur, sofern der Kunde mit einem Betrag im Zahlungsverzug ist, der die Sicherheits‐
leistung um mind. €  100,00 übersteigt. Bei der Berechnung des Mindestbetrags
bleiben nicht titulierte Forderungen außer Betracht, die der Kunde schlüssig bean‐
standet hat oder die wegen einer Vereinbarung zwischen Lieferanten und Kunden
noch nicht fällig sind oder die aus einer streitigen und noch nicht rechtskräftig ent‐
schiedenen Preiserhöhung des Lieferanten resultieren. Die Unterbrechung unter‐
bleibt, wenn die Folgen der Unterbrechung außer Verhältnis zur Schwere des Zah‐
lungsverzugs stehen oder der Kunde darlegt, dass hinreichende Aussicht besteht,
dass er seinen Verpflichtungen vollumfänglich nachkommt. Dem Kunden wird die
Unterbrechung spätestens vier Wochen vorher angedroht und die Beauftragung
des Netzbetreibers mit der Unterbrechung der Anschlussnutzung acht Werktage
vorher durch briefliche Mitteilung, unter Angabe des Zeitpunkts der Auftragsertei‐
lung angekündigt. Der Lieferant wird den Netzbetreiber zu dem in der Ankündigung
genannten Zeitpunkt beauftragen, die Anschlussnutzung zu unterbrechen, wofür



der Netzbetreiber nach den Vorgaben des einheitlichen Netznutzungsvertrags
Strom sechs weitere Werktage Zeit hat. Der Kunde wird den Lieferanten auf et‐
waige Besonderheiten, die einer Unterbrechung zwingend entgegenstehen, unver‐
züglich hinweisen.

9.3 Die Kosten der Unterbrechung sowie der Wiederherstellung der Belieferung
sind vom Kunden zu ersetzen. Der Lieferant stellt dem Kunden die dadurch entstan‐
denen Kosten pauschal gemäß Ziffer19 Ergänzende Bestimmungen der Energiever‐
sorgung Apolda GmbH in Rechnung. Auf Verlangen des Kunden ist die Berech‐
nungsgrundlage nachzuweisen; die pauschale Berechnung muss einfach nachvoll‐
ziehbar sein und darf die nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge zu erwartenden
Kosten nicht übersteigen. Dem Kunden ist zudem der Nachweis gestattet, solche
Kosten seien nicht entstanden oder wesentlich geringer als die Höhe der Pauschale.
Dies gilt nicht für Außensperrungen, die Kosten einer solchen Sperrung werden
nach tatsächlichem Aufwand in Rechnung gestellt. Die Belieferung wird unverzüg‐
lich wiederhergestellt, wenn die Gründe für die Unterbrechung entfallen und die
Kosten der Unterbrechung und Wiederherstellung bezahlt sind; sofern keine Bar‐
zahlung erfolgt, bleibt es dem Kunden zur Verkürzung der Unterbrechungszeit auch
bei einer erteilten Einzugsermächtigung unbenommen, die Kosten der Unterbre‐
chung und Wiederherstellung unverzüglich mittels Überweisung zu zahlen.

9.4 Bis zum 30.04.2024 galt mit § 118b EnWG ein befristetes gesetzliches Recht zur
Versorgungsunterbrechung bei Haushaltskunden nach § 3 Nr. 22 EnWG. Der Ge‐
setzgeber plant derzeit ein gesetzliches Recht zur Versorgungsunterbrechung ge‐
genüber Haushaltskunden nach § 3 Nr. 22 EnWG in einem neuen § 41f EnWG ein‐
zuführen. Die Regelungen zur Unterbrechung und zur Wiederherstellung der An‐
schlussnutzung aufgrund von Zahlungsverzug nach dieser Ziffer 9 der AGB sind für
die Dauer der Wirksamkeit einer abweichenden gesetzlichen Regelung gegenüber
Haushaltskunden in dem Umfang ausgesetzt, in dem diese abweichende Regelun‐
gen trifÚ.

9.5 Der Vertrag kann aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Frist gekündigt
und die Lieferung eingestellt werden. Der Lieferant muss den Kunden unverzüglich
beim zuständigen Verteilnetzbetreiber abmelden. Soweit die Entnahmen des Kun‐
den im Falle einer außerordentlichen Kündigung des Lieferanten trotz der Abmel‐
dung (etwa wegen Bearbeitungsfristen des Netzbetreibers, Prozessfristen aus den
Festlegungen der BNetzA zu Lieferantenwechselprozessen) über den Zeitpunkt der
Vertragsbeendigung hinaus dem Lieferanten bilanziell zugeordnet werden, ohne
dass der Lieferant dafür einen Ausgleich erhält (z.  B. im Rahmen der Mehr- oder
Mindermengenabrechnung des Netzbetreibers), schuldet der Kunde für diese fort‐
währende Belieferung das Entgelt nach diesem Vertrag. Ein wichtiger Grund liegt
insbesondere vor

• im Fall eines Energiediebstahls nach Ziffer 9.1

• im Fall eines Zahlungsverzugs unter den Voraussetzungen von Ziffer 9.2 Satz 1
und 2. Die Kündigung ist in diesem Fall mindestens zwei Wochen vorher anzudro‐
hen. Die Kündigung unterbleibt in diesem Fall, wenn die Folgen der Kündigung au‐
ßer Verhältnis zur Schwere des Zahlungsverzugs stehen oder der Kunde darlegt,
dass hinreichende Aussicht besteht, dass er seinen Verpflichtungen vollumfänglich
nachkommt.

• im Fall der Einleitung eines Zwangsvollstreckungsverfahrens gegen das gesamte
Vermögen der anderen Vertragspartei oder eines wesentlichen Teils dieses
Vermögens.

9.6 Die folgenden Ziffern bis 9.8 gelten nicht für Verbraucher i. S. v. § 13 BGB:

9.7 Für den Lieferanten liegt ein wichtiger Grund weiterhin vor, wenn der Kunde,
der kein Verbraucher i. S. v. § 13 BGB ist, ganz oder teilweise eine geschuldete Vor‐
auszahlung und/oder vereinbarte Sicherheit nicht leistet und seiner Pflicht nicht in‐
nerhalb einer vom Lieferanten daraufhin gesetzten Frist von zwei Wochen nach‐
kommt. Die Fristsetzung erfolgt in einer weiteren Zahlungsaufforderung des Liefe‐
ranten mit Kündigungsandrohung.

9.8 Ist der Kunde kein Verbraucher i. S. v. § 13 BGB, ist der Lieferant darüber hinaus
berechtigt, diesen Vertrag bei Vorliegen einer den Kunden betreffenden negativen
Auskunft der Creditreform e.V., Atradius Kreditversicherung insbesondere zu fol‐
genden Punkten außerordentlich zu kündigen: erfolglose Zwangsvollstreckung, er‐
folglose Pfändung, eidesstattliche Versicherung zum Vermögen,
Restschuldbefreiung.

10 Haùung

10.1 Der Lieferant haftet bei schuldhafter vertraglicher Pflichtverletzung (z. B. bei
Nichterfüllung der Lieferpflicht oder ungenauer oder verspäteter Abrechnung) für
dadurch entstandene Schäden nach Maßgabe von Ziffer 10.2 bis 10.6.

10.2 Ansprüche wegen Schäden durch Unterbrechung oder bei Unregelmäßigkei‐
ten in der Energieversorgung sind, soweit es sich um Folgen einer Störung des
Netzbetriebs einschließlich des Netzanschlusses handelt, gegenüber dem Netzbe‐
treiber geltend zu machen.

10.3 Der Lieferant wird auf Wunsch des Kunden unverzüglich über die mit der Scha‐
densverursachung zusammenhängenden Tatsachen Auskunft geben, wenn sie ihm
bekannt sind oder von ihm in zumutbarer Weise aufgeklärt werden können.

10.4 In allen übrigen Haftungsfällen ist die Haftung der Vertragsparteien sowie ihrer
Erfüllungs- und Verrichtungsgehilfen für schuldhaft verursachte Schäden ausge‐
schlossen, soweit der Schaden nicht durch Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit her‐
beigeführt wurde; dies gilt nicht bei Schäden aus der Verletzung des Lebens, des
Körpers oder der Gesundheit oder der schuldhaften Verletzung wesentlicher Ver‐
tragspflichten, d. h. solcher Pflichten, deren Erfüllung die ordnungsgemäße Durch‐
führung des Vertrags überhaupt erst ermöglicht und auf deren Einhaltung die Ver‐
tragsparteien regelmäßig vertrauen dürfen (sog. Kardinalpflichten).

10.5 Im Falle einer Verletzung wesentlicher Vertragspflichten, welche nicht auf Vor‐
satz oder grober Fahrlässigkeit beruht, beschränkt sich die Haftung auf den Scha‐
den, den die haftende Vertragspartei bei Abschluss des Vertrags als mögliche Folge
der Vertragsverletzung vorausgesehen hat oder unter Berücksichtigung der Um‐
stände, die sie kannte oder kennen musste, hätte voraussehen müssen.

10.6 Die Bestimmungen des Produkthaftungsgesetzes bleiben unberührt.

11 Informa�onspflichten und Vertragsbeendigung bei Umzug

11.1 Der Kunde ist verpflichtet, dem Lieferanten jeden Umzug unverzüglich vorab
unter Angabe des Umzugsdatums, der neuen Anschrift sowie die Information, ob
an der zukünftigen Entnahmestelle ein intelligentes Messsystem vorhanden ist in
Textform mitzuteilen. Im Regelfall muss diese Mitteilung bis spätestens zehn Werk‐
tage vor dem Umzugsdatum erfolgen, um dem Lieferanten eine rechtzeitige Ab-
bzw. Ummeldung beim Netzbetreiber zu ermöglichen.

11.2 Ein Umzug des Kunden beendet diesen Vertrag zum Zeitpunkt des vom Kun‐
den mitgeteilten Auszugsdatums. Der Lieferant unterbreitet dem Kunden für die
neue Entnahmestelle auf Wunsch gerne ein neues Angebot.

11.3 Unterbleibt die rechtzeitige Mitteilung des Kunden nach Ziffer 11.1 aus Grün‐
den, die dieser zu vertreten hat, und wird dem Lieferanten die Tatsache des Um‐
zugs auch sonst nicht bekannt, ist der Kunde verpflichtet, weitere Entnahmen an
seiner bisherigen Entnahmestelle, für die der Lieferant gegenüber dem örtlichen
Netzbetreiber einstehen muss und für die er von keinem anderen Kunden eine Ver‐
gütung zu fordern berechtigt ist, nach den Preisen des Vertrags zu vergüten. Die
Pflicht des Lieferanten zur unverzüglichen Abmeldung der bisherigen Entnahme‐
stelle und Ansprüche des Lieferanten auf entgangenen Gewinn wegen einer nicht
oder verspätet erfolgten Belieferung an der neuen Entnahmestelle bleiben
unberührt.

12 Übertragung des Vertrags

Der Lieferant ist berechtigt, die Rechte und Pflichten aus dem Vertrag als Gesamt‐
heit auf einen personell, technisch und wirtschaftlich leistungsfähigen Dritten zu
übertragen. Eine Übertragung nach Satz  1 ist dem Kunden spätestens sechs Wo‐
chen vor dem Zeitpunkt der Übertragung unter Angabe dieses Zeitpunkts mitzutei‐
len. Im Falle einer Übertragung hat der Kunde das Recht, den Vertrag ohne Einhal‐
tung einer Kündigungsfrist zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Übertragung zu
kündigen. Hierauf wird der Kunde vom Lieferanten in der Mitteilung gesondert hin‐
gewiesen. Das Recht zur Abtretung von Forderungen nach §  398 BGB sowie eine
gesetzliche Rechtsnachfolge, insbesondere bei Übertragungen i.  S.  d. Umwand‐
lungsgesetzes, bleiben von dieser Ziffer unberührt.

13 Vertragsstrafe

13.1 Verbraucht der Kunde Energie unter Umgehung, Beeinflussung oder vor An‐
bringung der Messeinrichtungen oder nach Unterbrechung der Versorgung, so ist
der Lieferant berechtigt, eine Vertragsstrafe zu verlangen. Diese ist für die tatsächli‐
che, sofern nicht feststellbar, für die geschätzte Dauer des unbefugten Gebrauchs,
längstens aber für sechs Monate auf der Grundlage einer täglichen Nutzung der un‐
befugt verwendeten Verbrauchsgeräte von bis zu zehn Stunden nach dem für den
Kunden geltenden Vertragspreis zu berechnen.

13.2 Eine Vertragsstrafe kann auch verlangt werden, wenn der Kunde vorsätzlich
oder grob fahrlässig die Verpflichtung verletzt, die zur Preisbildung erforderlichen
Angaben zu machen. Die Vertragsstrafe beträgt das Zweifache des Betrags, den der
Kunde bei Erfüllung seiner Verpflichtung nach dem für ihn geltenden Vertragspreis
zusätzlich zu zahlen gehabt hätte. Sie darf für den tatsächlichen, sofern der Beginn
der Mitteilungspflicht nicht feststellbar ist, für einen geschätzten Zeitraum, längs‐
tens aber für einen Zeitraum von sechs Monaten verlangt werden.

14 Datenschutz / Wechselsei�ge Übernahme von Informa�onspflichten gegen‐
über sons�gen betroffenen Personen

14.1 Datenschutzrechtliche Hinweise und Informationen zum Widerspruchsrecht
erhält der Kunde in der " Informa�on zur Verarbeitung personenbezogener Daten"
des Lieferanten.



14.2 Die nachfolgende Ziffer 14.3 gilt nicht für Verbraucher i. S. v. § 13 BGB:

14.3 Die Vertragsparteien verpflichten sich, die der jeweils anderen Vertragspartei
nach Art.  13 und/oder Art.  14 DS-GVO obliegenden Informationspflichten gegen‐
über den eigenen Mitarbeitern, Erfüllungsgehilfen und Dienstleistern (betroffene
Personen) zu erfüllen, wenn im Rahmen der Vertragserfüllung, zur Durchführung
vorvertraglicher Maßnahmen, zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung oder
zur Wahrung berechtigter Interessen
• personenbezogene Daten betroffener Personen von einer Vertragspartei an die
jeweils andere Vertragspartei weitergegeben werden und/oder
• betroffene Personen auf Veranlassung der einen Vertragspartei die jeweils andere
Vertragspartei kontaktieren.
Hierfür verwendet die Vertragspartei, die die personenbezogenen Daten weitergibt
bzw. auf deren Veranlassung die Kontaktaufnahme erfolgt, das ihr von der anderen
Vertragspartei zur Verfügung gestellte Informationsblatt. Die „Information zur Ver‐
arbeitung personenbezogener Daten“ des Lieferanten ist diesem Vertrag als Anlage
beigefügt. Eine Vertragspartei ist nicht verpflichtet, das von der anderen Vertrags‐
partei zur Verfügung gestellte Informationsblatt vor der Aushändigung an die be‐
troffenen Personen zu prüfen. Sie ist weiterhin nicht berechtigt, dieses ohne vorhe‐
rige Zustimmung zu ändern. Es obliegt ausschließlich der zur Information verpflich‐
teten Vertragspartei, der anderen Vertragspartei ein den jeweils geltenden rechtli‐
chen Anforderungen entsprechendes Informationsblatt zur Verfügung zu stellen
und dieses bei Bedarf auch während der Vertragslaufzeit zu aktualisieren.

15 Informa�onen zu Wartungsdiensten und -entgelten / Lieferantenwechsel

15.1 Aktuelle Informationen zu Wartungsdiensten und -entgelten sind beim jeweils
zuständigen Netzbetreiber erhältlich.

15.2 Ein Lieferantenwechsel erfolgt zügig und unentgeltlich. Nach dem Wechsel ist
der Lieferant verpflichtet, dem neuen Lieferanten den für ihn maßgeblichen Ver‐
brauch des vergleichbaren Vorjahreszeitraums mitzuteilen. Soweit der Lieferant aus
Gründen, die er nicht zu vertreten hat, den Verbrauch nicht ermitteln kann, ist der
geschätzte Verbrauch anzugeben.

16 Streitbeilegungsverfahren für Verbraucher

16.1 Energieversorgungsunternehmen und Messstellenbetreiber (Unternehmen)
sind verpflichtet, Beanstandungen von Verbrauchern i. S. d. § 13 BGB insbesondere
zum Vertragsschluss oder zur Qualität von Leistungen des Unternehmens (Verbrau‐
cherbeschwerden), die den Anschluss an das Versorgungsnetz, die Belieferung mit
Energie sowie die Messung der Energie betreffen, im Verfahren nach § 111a EnWG
innerhalb einer Frist von vier Wochen ab Zugang beim Unternehmen zu beantwor‐
ten. Verbraucherbeschwerden sind zu richten an: Energieversorgung Apolda GmbH
/ Heidenberg 52, 99510 Apolda, DE / 0364450282800 / eva@evapolda.de

16.2 Ein Verbraucher ist berechtigt, die Schlichtungsstelle nach § 111b EnWG sowie
§  4 Abs.  2 Satz  4 Verfahrensordnung zur Durchführung eines Schlichtungsverfah‐
rens anzurufen, wenn das Unternehmen der Beschwerde nicht abgeholfen oder auf
diese nicht innerhalb der Bearbeitungsfrist geantwortet hat. §  14 Abs.  5 VSBG

bleibt unberührt. Das Unternehmen ist verpflichtet, an dem Verfahren bei der
Schlichtungsstelle teilzunehmen. Die Einreichung einer Beschwerde bei der Schlich‐
tungsstelle hemmt die gesetzliche Verjährung gemäß § 204 Abs. 1 Nr. 4 BGB. Das
Recht der Beteiligten, die Gerichte anzurufen oder ein anderes Verfahren (z.  B.
nach dem EnWG) zu beantragen, bleibt unberührt.

16.3 Die Kontaktdaten der Schlichtungsstelle sind derzeit:
Schlichtungsstelle Energie e. V.,
Friedrichstraße 133, 10117 Berlin,
Telefon: 030/2757240–0, Telefax: 030/2757240–69,
E-Mail: info@schlichtungsstelle-energie.de,
Homepage: www.schlichtungsstelle-energie.de.
Allgemeine Informationen der BNetzA zu Verbraucherrechten für den Bereich Elek‐
trizität und Gas sind erhältlich über den
Verbraucherservice Energie, Bundesnetzagentur,
Postfach 8001, 53105 Bonn,
Telefon: 0228 / 141516, Telefax: 030/22480-323,
E-Mail: verbraucherservice-energie@bnetza.de.

17 Gerichtsstand (gilt nicht für Verbraucher i. S. v. § 13 BGB)

17.1 Der Gerichtsstand für Kaufleute i. S. d. Handelsgesetzbuchs, juristische Perso‐
nen des öffentlichen Rechts und öffentlich-rechtliche Sondervermögen ist aus‐
schließlich Apolda. Das Gleiche gilt, wenn der Kunde keinen allgemeinen Gerichts‐
stand im Inland hat.

18 Allgemeine Informa�onen nach dem Energiedienstleistungsgesetz

Im Zusammenhang mit einer effizienteren Energienutzung durch Endkunden wird
bei der Bundesstelle für Energieeffizienz eine Liste geführt, in der Energiedienstleis‐
ter, Anbieter von Energieaudits und Anbieter von Energieeffizienzmaßnahmen auf‐
geführt sind. Weiterführende Informationen zu der sog. Anbieterliste und den An‐
bietern selbst erhalten Sie unter www.bfee-online.de. Sie können sich zudem bei
der Deutschen Energieagentur über das Thema Energieeffizienz umfassend infor‐
mieren. Weitere Informationen erhalten Sie derzeit (11/2025) unter www.energie-
effizienz-experten.de.

19 Pauschalen / Preise für weitere Dienstleistungen

Siehe Ergänzende Bestimmungen der Energieversorgung Apolda GmbH zur Strom‐
grundversorgungsverordnung (StromGVV) und Gasgrundversorgungsverordnung
(GasGVV).

20 Schlussbes�mmungen

20.1 Die Regelungen dieses Vertrags sind abschließend. Mündliche Nebenabreden
bestehen nicht.

20.2 Sollten einzelne Bestimmungen des Vertrags ganz oder teilweise unwirksam
oder undurchführbar sein oder werden, so bleibt der Vertrag im Übrigen wirksam.



netto brutto netto brutto

netto

Entgelt des Netzbetreibers 74,00

0 - 6.000 25,21

> 6.000 - 10.000 33,61

> 10.000 - 20.000 42,02

> 20.000 - 50.000 92,44

> 50.000 - 100.000 117,65

> 100.000 222,77

steuerbare Verbraucheinrichtung nach §14a EnWG 42,02

netto

0 - 6.000 99,21

> 6.000 - 10.000 107,61

> 10.000 - 20.000 116,02

> 20.000 - 50.000 166,44

> 50.000 - 100.000 191,65

> 100.000 296,77

steuerbare Verbraucheinrichtung nach §14a EnWG 116,02

netto

0,6870

5,7500

1,3200

2,0500

0,0000

0,4460

1,5590

0,9410

12,7530

netto brutto netto brutto

0 - 6.000 197,78 235,36 15,3830 18,3058

> 6.000 - 10.000 206,18 245,35 15,3830 18,3058

> 10.000 - 20.000 214,59 255,36 15,3830 18,3058

> 20.000 - 50.000 265,01 315,36 15,3830 18,3058

> 50.000 - 100.000 290,22 345,36 15,3830 18,3058

> 100.000 395,34 470,45 15,3830 18,3058

steuerbare 

Verbrauchseinrichtung nach 

§14a EnWG

214,59 255,36 15,3830 18,3058

Preisstand: 01.01.2026

Zuschlag Ökostrom ct/kWh

variabler Börsenpreis*

Netzentgeltreduzierung nach §14a EnWG 

Sofern die Energieversorgung Apolda GmbH durch die Teilnahme des Kunden an der netzorientierten Steuerung nach BK6-22-300 der Festlegung 

zur Integration von steuerbaren Verbrauchseinrichtungen und steuerbaren Netzanschlüssen nach §14a EnWG ein reduziertes Netzentgelt nach BK8-

22/010-A der Festlegung von Netzentgelten für steuerbare Anschlüsse und Verbrauchseinrichtungen (NSAVER) durch den Netzbetreiber 

abgerechnet wird, wird die Energieversorgung Apolda GmbH den entsprechenden Netzentgeltvorteil an den Kunden weiterreichen. 

Zu steuerbaren Verbrauchseinrichtungen gehören Elektro-Wärmepumpen, nicht öffentliche Ladepunkte für Elektromobile, Anlagen zur 

Raumkühlung und Stromspeicher hinsichtlich des Stromverbrauchs (Einspeicherung) mit einem max. Leistungsbezug von mehr als 4,2 kW. Die 

Höhe der pauschalen Netzentgeltreduzierung nach Modul 1 darf das Netzentgelt, welches vom Betreiber ohne pauschale Reduzierung an dem 

Zählpunkt zu entrichten wäre, nicht übersteigen (keine negativen Netzentgelte). Die Netzentgeltreduzierung wird moantlich gewährt.

Rundungsdifferenzen können auftreten, vereinbart ist der feste Arbeitspreisanteil aus den Kosten für Energiebeschaffung und Vertrieb sowie 

ein fester Grundpreisanteil. Zusätzlich fallen die o. g. variablen  Preisbestandteile, der variable Börsenpreis sowie  den Netz- und 

Messstellenbetriebsentgelten. Es werden ggf. die Kosten für den Stromwandlersatz gemäß der veröffentlichten Preise Ihres zuständigen 

Netzbetreibers aufgeschlagen.             

* Die variablen Börsenpreise (EPEX-Spot Preise) für den Folgetag können ab ca. 15 Uhr in Ihrem Kundenportal oder unter 

www.epexspot.com/en eingesehen werden.                                                                                                     

Gerne stehen wir Ihnen bei all Ihren Anliegen rund um das Thema Energieversorgung zur Seite!

Energieversorgung Apolda GmbH | Heidenberg 52 | 99510 Apolda

www.evapolda.de | kundenservice@evapolda.de | T 03644/5028-2828 | F 03644/5028-2829

Summe der variablen Preisbestandteile des Arbeitspreises ct/kWh

Gesamtpreis

Arbeitspreis (2 = 2a + 2b)

Grundpreis (1)                                

in €/Jahr
Arbeitspreis (2a)                                

in Ct/kWh

variabler Börsenpreis* (2b)

in Ct/kWh

Aufschlag nach Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz ct/kWh

Aufschlag für besondere Netznutzung nach der Stromnetzentgeltverordnung ct/kWh

Umlage nach § 17f Absatz 5 des Energiewirtschaftsgesetzes ct/kWh

Konzessionsabgabe                                                                   ct/kWh

Stromsteuer ct/kWh

Umlage nach Erneuerbare-Energien-Gesetz ct/kWh

€/Jahr
€/Jahr
€/Jahr

auf den Arbeitspreis

Entgelt des Netzbetreibers ct/kWh

Summe variablen Preisbestandteile des Grundpreises

€/Jahr
€/Jahr
€/Jahr
€/Jahr

€/Jahr
€/Jahr
€/Jahr
€/Jahr
€/Jahr
€/Jahr

zzgl. der variablen Preisbestandteile:

auf den Grundpreis

€/Jahr
Entgelt des Messstellenbetreibers für Intelligentes Messsystem

€/Jahr

98,57 117,30 2,6300 3,1297 variabler Börsenpreis*

 A P F E L s t r o m.dynamisch (ENA)

Das Produkt der e v a für Haushalts- und Gewerbekunden mit dynamischen Börsenpreisen im 

Netzgebiet der ENA Energienetzt Apolda GmbH. Voraussetzung hierfür ist ein intelligentes 

Messsystem (iMSys)

Arbeitspreis (2 = 2a + 2b)

fester Grundpreisanteil (1)                

in €/Jahr
fester Arbeitspreisanteil (2a)                

in Ct/kWh

variabler Börsenpreis* (2b)

in Ct/kWh



E RLÄU TE RU NG EN

Z UM

P REIS BLAT T

Erläuterungen zum Preisbla�

Das vom Kunden zu zahlende Entgelt entnehmen Sie bitte dem Preisblatt
APFELstrom.dynamisch.

1 Entgelt

Der Kunde zahlt für den tatsächlichen Lieferumfang den Arbeitspreis Energie. Der
Arbeitspreis Energie bildet sich für jede Viertelstunde neu und ist der nachfolgend
beschriebene Spotmarktpreis für Lieferungen in dieser Viertelstunde. Ist der maß‐
gebende Spotmarktpreis für Stromlieferungen in der jeweiligen Viertelstunde nega‐
tiv, erhält der Kunde den negativen Spotmarktpreis vergütet.
Der Spotmarktpreis ist der von der EPEX SPOT SE aus den Preisen der Day-Ahead-
Auktionen am letzten Börsentag vor dem Tag der Lieferung ermittelte Tagesrefe‐
renzpreis für Stromlieferungen in der jeweiligen Viertelstunde, umgerechnet in
ct/kWh. Der Tagesreferenzpreis für Stromlieferungen in der jeweiligen Viertel‐
stunde wird grundsätzlich von der European Network of Transmission System Ope‐
rators for Electricity (ENTSO-E) derzeit unter Transparency Platform (entsoe.eu) un‐
ter der Bezeichnung „Bidding Zones > DE_LU > € Market > Energy Prices > SE‐
QUENCE 2 – DAY-AHEAD“ veröffentlicht. Im Fall einer Entkopplung der Orderbücher
der EPEX SPOT SE ist der Spotmarktpreis für die Dauer der Entkopplung auf der In‐
ternetseite der EPEX SPOT SE derzeit unter Marktergebnisse | EPEX SPOT
einzusehen.
Unter Transparency Platform (entsoe.eu) werden die Spotmarktpreise in €/MWh
veröffentlicht. Zur Umrechnung in ct/kWh, ist der veröffentlichte Spotmarktpreis
durch 10 zu teilen. Der in ct/kWh umgerechnete Spotmarktpreis wird vom Lieferan‐
ten unter www.evapolda.de im Kundenportal veröffentlicht. Im Fall einer Entkopp‐
lung der Orderbücher der EPEX SPOT SE wird der Lieferant den Kunden über die
gleiche Internetseite über die von der Entkopplung betroffenen Zeitintervalle
informieren.

1.1 Zusätzlich zahlt der Kunde den in Ziffer für die jeweilige Marktlokation angege‐
benen vertrieblichen Grundpreis sowie den Vertriebskostenaufschlag nach Ziffer .
Der Vertriebskostenaufschlag wird bei einem negativen Arbeitspreis Energie nach
Ziffer mit der Vergütung für den Kunden verrechnet.
Hierin enthalten sind die Kosten für den Vertrieb, insbesondere operative Ver‐
triebskosten wie Personal- und Strukturierungskosten, Kosten für den Marktzu‐
gang, die Marge sowie ein Risikoaufschlag und die Kosten für den Erwerb und die
Entwertung von Herkunftsnachweisen nach § 3 Nr. 29 EEG.

1.2 Zusätzlich zahlt der Kunde für den tatsächlichen Lieferumfang die Preisbestand‐
teile nach den Ziffern 1.2.1 bis 1.2.7 in der bei Belieferung jeweils geltenden Höhe.
Die für das folgende Kalenderjahr geltende Höhe der Preisbestandteile nach den
Ziffern   1.2.4 bis 1.2.6 wird bis zum 25.10. eines Kalenderjahres von den Übertra‐
gungsnetzbetreibern im Internet veröffentlicht (derzeit: www.netztransparenz.de).
Im Einzelnen:

1.2.1 Die vom Lieferanten an den Netzbetreiber für die Netznutzung zur Beliefe‐
rung des Kunden abzuführenden Netzentgelte.
Der Netzbetreiber ermittelt die Netzentgelte zum 01.01. eines Kalenderjahres auf
Grundlage der von der zuständigen Regulierungsbehörde nach Maßgabe des § 21a
EnWG i. V. m. der ARegV, der StromNEV und sonstigen Bestimmungen des EnWG
festgelegten und jeweils zum 01.01. eines Kalenderjahres gemäß § 4 ARegV ange‐
passten Erlösobergrenze. Der Netzbetreiber veröffentlicht die jeweils geltende
Höhe der Netzentgelte auf seiner Internetseite.

Bei Marktlokationen an denen der Jahresverbrauch 100.000  kWh übersteigt oder
die nicht in Niederspannung beliefert werden , gilt, sofern nicht mit dem Netzbe‐
treiber ein Monatsleistungspreis vereinbart ist, ein Jahresleistungspreissystem. Ab‐
rechnungsrelevante Leistung ist dabei die im Kalenderjahr auftretende Jahres‐
höchstleistung. Abgerechnet wird dabei jeweils monatlich die bis zum Ende des
Vormonats gemessene Jahreshöchstleistung. Sofern die vom Kunden in Anspruch
genommene Leistung die bisherige Jahreshöchstleistung übersteigt, erfolgt auch
eine Nachberechnung der Differenz zwischen der bisher berechneten und der
neuen Jahreshöchstleistung rückwirkend für die vorausgegangenen Monate bis
zum Beginn des laufenden Kalenderjahres. Bei einem unterjährigen Lieferanten‐
wechsel erfolgt diese Nachberechnung nach den Vorgaben des einheitlichen Netz‐
nutzungsvertrags Strom auch für die Monate des Kalenderjahres, in denen noch
keine Belieferung nach diesem Vertrag erfolgt ist.

1.2.1.1 Änderungen der Netzentgelte werden gegenüber dem Kunden mit dem
Zeitpunkt wirksam, in dem sie gegenüber dem Lieferanten wirksam werden.

1.2.1.2 Bezieht der Kunde die Energie in einer anderen Spannungsebene als in Nie‐
derspannung oder gilt für den Kunden ein individuelles Netzentgelt nach § 19 Abs.
2 StromNEV oder ein singuläres Netzentgelt nach § 19 Abs. 3 StromNEV bzw. än‐
dert sich dieses mit Wirkung für den Zeitraum der Belieferung nach diesem Vertrag
und stellt der Netzbetreiber dem Lieferanten deshalb abweichende Netzentgelte in
Rechnung, so gilt diese Änderung auch für die Abrechnung des Lieferanten gegen‐
über dem Kunden. Dies kann dazu führen, dass Entgelte für vorangegangene Zeit‐

räume – gegebenenfalls nach Beendigung des Vertrags oder der Belieferung der je‐
weiligen Marktlokation durch den Lieferanten – nachgefordert oder zurückgezahlt
werden müssen. Der Kunde wird über Änderungen während der Vertragslaufzeit
spätestens mit der nächsten Rechnung informiert.

1.2.1.3 Für den Fall, dass gegen die für die Entgelte maßgebliche, von der Regulie‐
rungsbehörde festgesetzte Erlösobergrenze Rechtsmittel eingelegt werden oder an‐
hängig sind (z. B. durch den Netzbetreiber oder Dritte), ist zwischen den Parteien
dieses Vertrags das vom Netzbetreiber auf Grundlage der rechts- bzw. bestands‐
kräftig festgesetzten Erlösobergrenze gebildete und rückwirkend angewendete
Netzentgelt ebenso rückwirkend maßgeblich. Dies kann dazu führen, dass Entgelte
für vorangegangene Zeiträume – gegebenenfalls nach Beendigung des Vertrags
oder der Belieferung der jeweiligen Marktlokation durch den Lieferanten – nachge‐
fordert oder zurückgezahlt werden müssen.

1.2.1.4 Ziffer 1.2.1.3 gilt entsprechend bei Rechtsmitteln gegen die Festlegung der
Erlösobergrenze des dem Netz des Netzbetreibers vorgelagerten Netzbetreibers,
sofern jene eine rückwirkende Änderung der Entgelte des vorgelagerten Netzbe‐
treibers zur Folge haben.

1.2.1.5 Rück- oder Nachzahlungen nach den vorstehenden Ziffern 1.2.1.2 bis 1.2.1.4
werden jeweils mit dem für den jeweiligen Zeitraum maßgeblichen Basiszinssatz
gemäß § 247 BGB verzinst; dies gilt nicht, wenn der Basiszinssatz negativ ist.

1.2.1.6 Bei mehreren Entnahmestellen bemisst sich der für den Leistungspreis maß‐
gebliche Leistungsmaximalwert nach der zeitgleich summierten elektrischen Ener‐
gie, welche der Kunde an den Marktlokationen der jeweiligen Entnahmestelle ab‐
nimmt, soweit und solange eine solche Summierung bei der Netznutzungsabrech‐
nung im Verhältnis zwischen Netzbetreiber und Lieferant erfolgt. Erfolgt eine solche
Summierung durch den Netzbetreiber nicht oder nicht mehr, wird der für den Leis‐
tungspreis maßgebliche Leistungsmaximalwert so ermittelt, wie er bei der Netznut‐
zungsabrechnung durch den Netzbetreiber ermittelt wird (also getrennt nach Ent‐
nahmestellen bzw. Marktlokationen).

1.2.2 Der Kunde schuldet dem Messstellenbetreiber nach den Vorgaben des MsbG
grundsätzlich das Messstellenbetriebsentgelt, es sei denn, der Lieferant ist auf‐
grund einer vertraglichen, gesetzlichen oder regulierungsbehördlichen Regelung
anstelle des Kunden verpflichtet, das Entgelt für den Messstellenbetrieb mit intelli‐
genten Messsystemen für belieferte Marktlokationen des Kunden an den Messstel‐
lenbetreiber abzuführen. In diesem Fall zahlt der Kunde dieses Entgelt in der je‐
weils vom grundzuständigen Messstellenbetreiber auf seiner Internetseite veröf‐
fentlichten Höhe.
Der Lieferant wird dem Kunden das zu zahlende Entgelt und den Umstand, dass
dieses im Rahmen dieses Vertrags vom Lieferanten an den Kunden weiterberechnet
wird, informatorisch mitteilen, soweit und sobald ihm diese Umstände bekannt
sind. Der Lieferant ist berechtigt, mit grundzuständigen Messstellenbetreibern Ver‐
einbarungen zur Abrechnung der Entgelte für den Messstellenbetrieb mit intelli‐
genten Messsystemen und modernen Messeinrichtungen zu treffen, wonach der
grundzuständige Messstellenbetreiber gegenüber dem Lieferanten abrechnet, so‐
weit der Lieferant sicherstellt, dass eine zusätzliche Inanspruchnahme des Kunden
für diese Entgelte durch den grundzuständigen Messstellenbetreiber ausgeschlos‐
sen ist .
Der Lieferant berechnet das vom Kunden zu zahlende Entgelt im Rahmen von mo‐
natlichen Abschlägen bzw. tagesscharf.

1.2.3 Die vom Lieferanten an den Netzbetreiber aufgrund vertraglicher Vereinba‐
rung zu leistenden Zahlungen zum Ausgleich der vom Netzbetreiber abzuführenden
Konzessionsabgabe.
Die Konzessionsabgabe wird von der jeweiligen Gemeinde bzw. dem jeweiligen
Landkreis gegenüber dem Netzbetreiber für die Einräumung des Rechts zur Benut‐
zung öffentlicher Verkehrswege für die Verlegung und den Betrieb von Leitungen,
die der unmittelbaren Versorgung von Letztverbrauchern im Gemeindegebiet mit
Energie dienen, erhoben. Die Höhe der Konzessionsabgabe richtet sich nach dem
jeweils zwischen dem Netzbetreiber und der betreffenden Gemeinde bzw. dem be‐
treffenden Landkreis nach Maßgabe von §  2 KAV vereinbarten
Konzessionsabgabensatz.

1.2.4 Die vom Lieferanten an den Netzbetreiber zu zahlende KWKG-Umlage nach §
12 EnFG.
Mit der KWKG-Umlage werden Kosten ausgeglichen, die den Übertragungsnetzbe‐
treibern durch die Abwicklung der gesetzlichen Vorgaben zur Förderung der Strom‐
erzeugung aus hocheffizienten Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen sowie zur Förde‐
rung des Ausbaus von Wärme- und Kältenetzen entstehen.

Wenn der Kunde eine Privilegierung nach den Voraussetzungen des EnFG, z. B. §§
21 bis 23, 30 oder 37 EnFG in Anspruch nimmt, wird er den Lieferanten unverzüg‐
lich über Art und Umfang der Privilegierung in Kenntnis setzen und auf Verlangen
des Lieferanten einen Nachweis über die Berechtigung zur Inanspruchnahme der
Privilegierung erbringen. Dies gilt entsprechend, wenn der Kunde verpflichtet ist,
die KWKG-Umlage direkt an den jeweiligen Übertragungsnetzbetreiber abzuführen
(z. B. bei einer Inanspruchnahme der Privilegierung für stromkostenintensive



Unternehmen). Der Kunde wird den Lieferanten unverzüglich über diesbezügliche
Änderungen informieren. Dies gilt insbesondere für den Wegfall der
Privilegierungsvoraussetzungen.
Der Lieferant berechnet dem Kunden die KWKG-Umlage in der Höhe, in der sie dem
Lieferanten vom Netzbetreiber für die Belieferung des Kunden in Rechnung gestellt
werden. Etwaige Nachforderungen des Netzbetreibers, die z. B. aufgrund einer un‐
zulässigen Inanspruchnahme der Begünstigungen nach §§ 21 bis 23 EnFG erfolgt
sind, reicht der Lieferant an den Kunden weiter. Etwaige Rückerstattungen des
Netzbetreibers, die z. B. auf einer nachträglichen Gewährung der Begünstigungen
nach §§ 21 bis 23 EnFG beruhen, erstattet der Lieferant dem Kunden. Dies gilt ent‐
sprechend bei Nachforderungen oder Begünstigungen nach § 37 EnFG, sofern der
Kunde die KWKG-Umlage nicht nach § 12 Abs. 2 EnFG direkt an den Übertragungs‐
netzbetreiber zahlt.

1.2.5 Den vom Lieferanten an den Netzbetreiber zu zahlenden Aufschlag für beson‐
dere Netznutzung nach der Festlegung der BNetzA (Az. BK8-24-001-A).
Der Aufschlag für besondere Netznutzung enthält die Kosten, die mit der § 19-
StromNEV-Umlage ausgeglichen werden sollen sowie den Aufschlag für besondere
einspeiseseitige Netznutzung nach der Festlegung der BNetzA (Az. BK8-24-001-A).
Mit der § 19-StromNEV-Umlage werden Kosten ausgeglichen, die den Übertra‐
gungsnetzbetreibern aus der Verpflichtung entstehen, nachgelagerten Netzbetrei‐
bern Erlöse zu erstatten, die diesen entgehen, weil sie bestimmten Letztverbrau‐
chern mit atypischem Verbrauchsverhalten oder besonders hohem Stromverbrauch
nach § 19 Abs. 2 StromNEV reduzierte Netzentgelte anbieten müssen.
In die § 19-StromNEV-Umlage werden derzeit die Kosten, die mit der Wasserstoff‐
umlage nach § 118 Abs. 6 Satz 9 bis 11 EnWG ausgeglichen werden sollen, einge‐
rechnet. Mit der Wasserstoffumlage werden Kosten ausgeglichen, die den Übertra‐
gungsnetzbetreibern durch die Abwicklung der gesetzlichen Vorgaben zur Förde‐
rung der Wasserstofferzeugung durch Wasserelektrolyse entstehen.
Mit dem Aufschlag für besondere einspeiseseitige Netznutzung werden die Kosten
ausgeglichen, die den Übertragungsnetzbetreibern aus der Wälzung EE-bedingter
Mehrkosten durch nachgelagerte Netzbetreiber entstehen.
Der Kunde trägt die einzelnen Umlagen bzw. Aufschläge, die derzeit gemeinsam als
Aufschlag für besondere Netznutzung erhoben werden.

1.2.6 Die vom Lieferanten an den Netzbetreiber zu zahlende Offshore-Netzumlage
nach § 17f EnWG i.V.m. § 12 EnFG.
Die Offshore-Netzumlage gleicht Teile der Kosten aus, die den Übertragungsnetzbe‐
treibern durch Entschädigungszahlungen nach Maßgabe von § 17e EnWG an Betrei‐
ber von betriebsbereiten Offshore-Windenergieanlagen in Folge von Störungen
oder Verzögerungen der Netzanbindung dieser Anlagen entstehen sowie u. a. Off‐
shore-Anbindungskosten nach § 17d Abs. 1 EnWG, den §§ 17a und 17b EnWG so‐
wie die Kosten nach § 12b Abs. 1 Satz 3 Nr. 7 EnWG und des Flächenentwicklungs‐
plans nach § 5 WindSeeG.

Wenn der Kunde eine Privilegierung nach den Voraussetzungen des § 17f EnWG i.
V. m. §§ 12, 21 ff. EnFG in Anspruch nimmt, wird er den Lieferanten unverzüglich
über Art und Umfang der Privilegierung in Kenntnis setzen und auf Verlangen des
Lieferanten einen Nachweis über die Berechtigung zur Inanspruchnahme der Privi‐
legierung erbringen. Dies gilt entsprechend, wenn der Kunde verpflichtet ist, die
Offshore-Netzumlage direkt an den jeweiligen Übertragungsnetzbetreiber abzufüh‐
ren (z.  B. bei einer Inanspruchnahme der Privilegierung für stromkostenintensive
Unternehmen). Der Kunde wird den Lieferanten unverzüglich über diesbezügliche
Änderungen informieren. Dies gilt insbesondere für den Wegfall der
Privilegierungsvoraussetzungen.
Der Lieferant berechnet dem Kunden die Offshore-Netzumlage in der Höhe, in der
sie dem Lieferanten vom Netzbetreiber für die Belieferung des Kunden in Rechnung
gestellt wird. Etwaige Nachforderungen des Netzbetreibers gegen den Lieferanten,
die aufgrund einer unzulässigen Inanspruchnahme der Begünstigungen nach Satz 3
entstanden sind, reicht der Lieferant an den Kunden weiter. Etwaige Rückzahlungen
des Netzbetreibers an den Lieferanten, die auf einer nachträglichen Gewährung der
Begünstigungen nach Satz 3 beruhen, erstattet der Lieferant dem Kunden. Dies gilt
entsprechend bei Nachforderungen oder Begünstigungen nach § 17f EnWG i. V. m.
§ 12, § 37 EnFG, sofern der Kunde die Offshore-Netzumlage nicht nach § 17f EnWG
i. V. m. § 12 Abs. 3 EnFG direkt an den Übertragungsnetzbetreiber zahlt.

1.2.7 Die Stromsteuer.

Der Kunde versichert dem Lieferanten, Letztverbraucher i. S. d. StromStG zu sein. Er
schuldet dem Lieferanten dann grundsätzlich den vollen Steuersatz. Sofern der
Kunde geltend macht, dass er zu einer stromsteuerbefreiten oder -ermäßigten
Stromentnahme berechtigt ist, wird er dies dem Lieferanten spätestens 3 Werktage
vor Aufnahme der Belieferung bzw. – wenn der Lieferant den Kunden bereits belie‐

fert – vor Beginn der Befreiung oder Ermäßigung durch Vorlage einer Kopie des Er‐
laubnisscheins gemäß §§ 4 Abs. 1 bzw. 9 Abs. 4 StromStG nachweisen. Der Kunde
schuldet (bei Vorliegen der Voraussetzungen) ab Zugang des Nachweises beim Lie‐
feranten die Stromsteuer nicht mehr bzw. nur noch in der ermäßigten Höhe. Der
Lieferant ist nicht verpflichtet, die stromsteuerrechtliche Situation des Kunden zu
prüfen oder in Erfahrung zu bringen. Wird der Kunde Versorger i.  S. d. StromStG,
gelten die vorstehenden Sätze 4 bis 6 entsprechend.
Einen späteren Wegfall der Befreiung, Begünstigung oder Versorgerstellung teilt
der Kunde unverzüglich mit. Ab dem Zeitpunkt des Wegfalls erhöht sich das vom
Kunden zu zahlende Entgelt um die Stromsteuer in der bei Belieferung jeweils gel‐
tenden Höhe.

1.2.8 Wird die Belieferung oder die Verteilung von Energie nach Vertragsschluss mit
zusätzlichen, in Ziffer und Ziffer 1.4 nicht genannten Steuern oder Abgaben belegt,
erhöht sich das vom Kunden zu zahlende Entgelt um die hieraus entstehenden
Mehrkosten in der jeweils geltenden Höhe. Satz 1 gilt entsprechend, falls die Belie‐
ferung oder die Verteilung von Energie nach Vertragsschluss mit einer hoheitlich
auferlegten, allgemein verbindlichen Belastung (d.  h. keine Bußgelder oder Ähnli‐
ches) belegt wird, soweit diese unmittelbaren Einfluss auf die Kosten für die nach
diesem Vertrag geschuldeten Leistungen hat. Die Weitergabe in der jeweils gelten‐
den Höhe nach Satz 1 und 2 führt bei Erstattungen (z. B. in Form negativer Umla‐
gen) zu einer entsprechenden Entgeltreduzierung. Eine Weiterberechnung erfolgt
nicht, soweit die Mehrkosten nach Höhe und Zeitpunkt ihres Entstehens bereits bei
Vertragsschluss konkret vorhersehbar waren oder die jeweilige gesetzliche Rege‐
lung der Weiterberechnung entgegensteht. Eine Weiterberechnung ist auf die
Mehrkosten beschränkt, die nach dem Sinn und Zweck der gesetzlichen Regelung
dem einzelnen Vertragsverhältnis (z. B. nach Kopf oder nach Verbrauch) zugeordnet
werden können. Eine Weiterberechnung erfolgt ab dem Zeitpunkt der Entstehung
der Mehrkosten. Der Kunde wird über eine solche Weiterberechnung spätestens
mit der Rechnungsstellung informiert.

1.3 Ist eine nach diesem Vertrag vom Kunden zu tragende Steuer, Abgabe, Umlage
oder sonstige hoheitlich auferlegte Belastung negativ, reduziert sich das für die ge‐
lieferte Energie zu zahlende Entgelt in entsprechender Höhe.

1.4 Zusätzlich fällt auf die Preisbestandteile nach Ziffern bis 1.2.8 die Umsatzsteuer
in der jeweils geltenden Höhe an. Die derzeitige Höhe der Umsatzsteuer ergibt sich
aus Ziffer .

1.5 Der Lieferant teilt dem Kunden die jeweils geltende Höhe eines nach vorstehen‐
den Ziffern zu zahlenden Preisbestandteils auf Anfrage mit.

1.6 Der Lieferant ist verpflichtet, den vertrieblichen Grundpreis nach Ziffer sowie
den Vertriebskostenaufschlag nach Ziffer – nicht hingegen die gesondert in der je‐
weils geltenden Höhe an den Kunden weitergegebenen Preisbestandteile nach den
Ziffern bis etwaige zukünftige Steuern, Abgaben und sonstige hoheitlich auferlegte
Belastungen nach Ziffer 1.2.8 sowie die gesondert in der jeweils geltenden Höhe an
den Kunden weitergegebene Umsatzsteuer nach Ziffer – durch einseitige Leistungs‐
bestimmung nach billigem Ermessen gemäß §  315 BGB anzupassen (Erhöhungen
oder Senkungen). Anlass für eine solche Anpassung ist ausschließlich eine Ände‐
rung der in Ziffer 1.1 genannten Kosten. Der Lieferant überwacht fortlaufend die
Entwicklung dieser Kosten. Der Umfang einer solchen Anpassung ist auf die Verän‐
derung der Kosten nach Ziffer 1.1 seit der jeweils vorhergehenden Anpassung nach
dieser Ziffer bzw. – sofern noch keine Anpassung nach dieser Ziffer erfolgt ist – seit
der erstmaligen Kalkulation des vertrieblichen Grundpreises sowie des Vertriebs‐
kostenaufschlages nach Ziffer 1.1 bis zum Zeitpunkt des geplanten Wirksamwer‐
dens der aktuellen Anpassung beschränkt. Kostensteigerungen und Kostensenkun‐
gen sind bei jeder Anpassung gegenläufig zu saldieren. Die einseitige Leistungsbe‐
stimmung des Lieferanten nach billigem Ermessen bezieht sich auch auf die jeweili‐
gen Zeitpunkte einer Anpassung; diese sind so zu wählen, dass Kostensenkungen
nicht nach für den Kunden ungünstigeren Maßstäben Rechnung getragen werden
als Kostenerhöhungen, also Kostensenkungen mindestens in gleichem Umfang
preiswirksam werden wie Kostenerhöhungen. Der Kunde hat gemäß § 315 Abs. 3
BGB das Recht, die Ausübung des billigen Ermessens des Lieferanten gerichtlich
überprüfen zu lassen. Änderungen des vertrieblichen Grundpreises und des Ver‐
triebskostenaufschlags nach dieser Ziffer sind nur zum Monatsersten möglich. An‐
passungen werden nur wirksam, wenn der Lieferant dem Kunden die Änderungen
spätestens einen Monat vor dem geplanten Wirksamwerden in Textform mitteilt
und dem Kunden, der kein Verbraucher i. S. v. § 13 BGB ist, die Änderungen spätes‐
tens zwei Wochen vor dem geplanten Wirksamwerden in Textform mitteilt. In die‐
sem Fall hat der Kunde das Recht, den Vertrag ohne Einhaltung einer Kündigungs‐
frist zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Anpassung zu kündigen. Hierauf wird
der Kunde vom Lieferanten in der Mitteilung gesondert hingewiesen.
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Bitte vollständig ausfüllen! 

1) Kunde/Firma: Anlagenanschrift: 

Name * Straße, Nr. *

Vorname * PLZ, Ort * 

Telefon  E-Mail 

2) Zähler:

Zählernummer des zu wechselnden Zählers * 

⬜ * Stromverbrauch aus dem Netz: ungefährer Jahresstromverbrauch in kWh: * 

⬜ Ich speise ein: Anlagenleistung in kWp: 

3) Bemerkungen:

Hier haben Sie die Möglichkeit, uns weitere Informationen zu Ihrem Anliegen mitzuteilen.

⬜ * Ich habe mich im Preisblatt des Messstellenbetreibers über die einmaligen Kosten in Höhe von 100,00 € 

brutto (Zusatzleistung für die vorzeitige oder optionale Ausstattung mit iMSys) nach erfolgter Umset-
zung und die Messpreise https://en-apolda.de/resources/messstelle/mess02/ena+m024.pdf informiert 
und akzeptiere diese. 

⬜ *  Hiermit verlange ich ausdrücklich und stimme zu, dass mit der Ausführung der beauftragten Dienstleis-

tung vor Ablauf der 14-tägigen Widerrufsfrist begonnen wird. Mir ist bekannt, dass ich bei einem Wi-
derruf gegebenenfalls Wertersatz für die bereits erbrachte Dienstleistung zu leisten habe. Zudem habe 
ich die Widerrufsbelehrung zum Stromliefervertrag zur Kenntnis genommen und akzeptiere diese. 

⬜ *  Ich habe die Informationen für den Einbau eines intelligenten Messsystems (iMSys) auf Kundenwunsch 

gelesen und akzeptiere diese. 

Datenschutz-Hinweis:  
Die Energieversorgung Apolda GmbH verarbeitet und übermittelt ggf. die personenbezogenen Daten zu dem oben 
genannten Zweck gemäß der Datenschutzerklärung im Internet unter https://evapolda.de/datenschutz.html. 



Ort/Datum Stempel und Unterschrift 

* Pflichtfeld

https://en-apolda.de/resources/messstelle/mess02/ena+m024.pdf
https://evapolda.de/datenschutz.html
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Informationen für den Einbau eines intelligenten Messsystems (iMSys) auf Kundenwunsch 

• Pflichteinbaufälle haben in der Bearbeitung Vorrang. Die Bearbeitung von Einbaufällen auf Kundenwunsch
kann daher bis zu 4 Monaten dauern.

• Ein Wechsel zurück auf eine moderne Messeinrichtung ist nicht vorgesehen.
• Der Auftrag erfolgt vorbehaltlich der technischen Umsetzbarkeit. Ergibt die Prüfung, dass eine Umrüstung

Ihrer Messstelle nicht möglich ist, besteht für die ENA Energienetze Apolda GmbH (ENA) keine Verpflich-
tung zum vorzeitigen Einbau eines intelligenten Messsystems.

• Bei Bedarf können vor dem Einbau des intelligenten Messsystems Fotos der Messstelle angefordert wer-
den.

• Die von der ENA eingesetzten Zähler entsprechen den gesetzlichen Anforderungen. Für die Funktionsfähig-
keit sowie die Kompatibilität mit Hardware von Drittanbietern übernehmen wir keine Verantwortung.

• Zählerhersteller- oder Typwünsche können nicht berücksichtigt werden.
• Das Vorhaben sollte grundsätzlich mit einem Elektrofachbetrieb abgestimmt werden.

Vollmachtserteilung an die Energieversorgung Apolda GmbH 

Die Energieversorgung Apolda GmbH ist bevollmächtigt, im Namen des Kunden den Einbau eines intelligenten Mess-
systems beim grundzuständigen Messstellenbetreiber zu beauftragen  

Der Messstellenbetreiber kann nach den Bestimmungen des Messstellenbetriebsgesetzes eine einmalige Instal-
lationsgebühr an die Energieversorgung Apolda GmbH erheben. Die Energieversorgung Apolda GmbH ist be-
rechtigt, diese einmaligen Kosten in Höhe von 100,00 € brutto (Zusatzleistung für die vorzeitige oder optionale 
Ausstattung mit iMSys) an den Kunden weiter zu berechnen. Die Kosten und die Messpreise finden Sie im 
Preisblatt des Messstellenbetreibers unter: https://en-apolda.de/resources/messstelle/mess02/ena+m024.pdf  

In den folgenden Fällen ist aus technischen Gründen ein Wechsel auf ein intelligentes 
Messsystem derzeit nicht möglich: 

• keine ausreichende Mobilfunkabdeckung am Zählerplatz,

• ein intelligentes Messsystem ist bereits vorhanden,

• beim vorhandenen Zählerplatz ist der Einbau eines intelligenten Messsystems technisch nicht möglich oder

• ggf. bei sonstigen Besonderheiten / Anschlusssituationen.

https://en-apolda.de/resources/messstelle/mess02/ena+m024.pdf


Energieversorgung Apolda GmbH 

Heidenberg 52 
99510 Apolda 

www.evapolda.de / eva@evapolda.de 

Ergänzende Bestimmungen der Energieversorgung Apolda GmbH 
zur Stromgrundversorgungsverordnung (StromGVV) 

und Gasgrundversorgungsverordnung (GasGVV) 

I. Erweiterung und Änderung von Anlagen und Verbrauchsgeräten (§ 7 Strom- und GasGVV)

Erweiterung und Änderung gemäß § 7 sind der Energieversorgung Apolda GmbH

in Textform unverzüglich mitzuteilen.

II. Abrechnung und Abschlagszahlungen (§§ 12 und 13 Strom- und GasGVV)

Der Strom-/Gasverbrauch des Kunden wird, sofern der Kunde nicht anderweitig von seinem Wahlrecht nach § 40b Absatz 1 Nr.

1 EnWG mittels des bei der e v a  erhältlichen Formulars Gebrauch macht, jährlich abgerechnet. Eine Über- oder Unterschrei-

tung des Abrechnungszeitraumes hat keinen Einfluss auf die Zahlungsverpflichtung des Kunden. Für den laufenden Verbrauch

werden bei jährlicher Abrechnung in der Regel elf monatlich gleichbleibende Abschlagszahlungen erhoben. Die Abschlagszah-

lungen werden zu den von der e v a  angegebenen Zeitpunkten fällig und zwar - soweit nicht anders angegeben - immer am

letzten Werktag des jeweiligen Monats.

III. Zahlungsweise (§ 16 Strom- und GasGVV)

Der Kunde ist berechtigt, seine fälligen Zahlungen wahlweise durch 

o Bareinzahlung

o Banküberweisung

o Lastschriftverfahren/ Einzugsermächtigung

zu leisten. 

IV. Zahlungsverzug, Unterbrechung, Rücklastschriften und Wiederherstellung der Versorgung
(§§ 17, 19 Strom- und GasGVV)

Die Kosten aufgrund eines Zahlungsverzugs, von Rücklastschriften, einer Unterbrechung sowie der Wiederherstellung der Ver-

sorgung, sind vom Kunden nach den im Preisblatt der Energieversorgung Apolda GmbH veröffentlichten Pauschalsätzen zu 

ersetzen bzw. werden anfallende Aufwendungen bei Nachinkasso direkt weiterberechnet.  

Kommt es zu unpünktlichen Zahlungen und es tritt Verzug auf, behält sich die e v a  vor, Dritte mit dem Einzug der Forderungen 

zu beauftragen. Die Kosten hierfür gehen ebenfalls zu Lasten des Kunden. 

V. Inkrafttreten

Die Ergänzenden Bestimmungen treten mit Wirkung vom 01.03.2022 in Kraft.

Preisblatt zu den Ergänzenden Bestimmungen der Energieversorgung Apolda GmbH
zur Strom- und GasGVV

gültig ab 01.01.2021

1. Kostenerstattung für Zahlungsverzug, Unterbrechung, Rücklastschriften und Wiederherstellung
der Versorgung (Ziffer IV. der Ergänzenden Bestimmungen) 

Mahnkosten 2,60 € 

Nachinkasso (Rechtsanwaltsgebühren und Gerichtskosten) nach Aufwand 

Rücklastschriften tatsächlich beim Kreditinstitut angefallene Kosten 

Sperrgebühren (mit Mehrwertsteuer) 48,73 € 

Öffnungsgebühren (mit Mehrwertsteuer) 48,73 € 

Gebühr Vorsprache (mit Mehrwertsteuer) 30,42 € 

(wenn von e v a  beauftragt) 

Gebühr Vorsprache (mit Mehrwertsteuer) 

(durch e v a  oder Kunden beauftragt, z.B. Aufladen VIZ-Schlüssels außerhalb der Geschäftszeiten) 

Montag – Samstag 35,82 € 
Sonntag 46,05 € 
Feiertag 61,40 € 

2. Umsatzsteuer 

Die Kostenpauschale zur Wiederherstellung der Versorgung und der Gebühr Vorsprache (beauftragt durch den Kunden) bein-

haltet die Umsatzsteuer in der jeweils geltenden gesetzlichen Höhe (z. Zt. 19 %). 
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Muster-Widerrufsformular 

 

 

 

 
(Wenn Sie den Vertrag widerrufen wollen, dann füllen Sie bitte dieses Formular aus und senden Sie es zurück.) 

 

 

Energieversorgung Apolda GmbH 

Heidenberg 52 

99510 Apolda 

E-Mail: kundenservice@evapolda.de 

 

 

 

Hiermit widerrufe(n) ich/wir (*) den von mir/uns (*) abgeschlossenen Vertrag über den Kauf der 

folgenden Waren (*) / die Erbringung der folgenden Dienstleistung (*) 

 

 

_______________________________________________ 

 

_______________________________________________ 

 

 

 

Bestellt am ___________________ (*)/erhalten am _______________________(*) 

 

 

Name des/der Verbraucher(s) ______________________________________ 

 

 

Anschrift des/der Verbraucher(s) 

 

_________________________________ 

 

_________________________________ 

 

_________________________________ 

 

 

 

_________ _____________________________________________________ 

Datum  Unterschrift des/der Verbraucher(s) (nur bei Mitteilung auf Papier) 

 

 

___________________________________________________________________ 
(*) Unzutreffendes streichen
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